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£ie Sdjttffale ber kêlertfdjen nolttifdjen unb aertobifcr)ett

greffe nor 1831.

(Sin Settrag jur Senntnijj bei flcinfiaatlictyen fieben» in ben jtoei leÇteu

3abrtyimberten ber fdjireijerifctyen Sibgenoffenfttjaft.

Ginleitung:
Die er(len Anfänge einer pertoMfdjen greffe in (Europa.

Gine periobtfdje greffe ift in allen neueren Staaten erft

lange nadj ber Grfinbung ber Sudjbruderîunft in baS Seben

getreten. Slnfänglidj betyalf man fia) für Heinere SRitttyeilutt;

gen mit glugblättern, weldje einjelne merfwürbige Greigniffe
befannt madjten unb in Seutfdjlanb „Seitungen", anberwärtS

„SteuigfeitS;Serictyte" genannt würben. SRit bem SBorte „eine

Seitung", j. S.: eine Seitung auS granfreidj, aus Sadjfen

u. f. w. würben aber nidjt nur folctye gebrudte glugblätter,
fonbern bis jum bortgen Satyrtyunbert aud) tyanbfdjriftlidje
SRitttyetlungen über SageSereigniffe bejeia)net.

Sn Stalien fiengen fdjon um baS Satyr 1580 etlictye Sud);
tyänbler an, Sammlungen bon Steuigfeiten an., beftimmten

SBoctyentagen burdj ben Srud befannt ju madjen. SieffeitS
ber Sllpen gefdjaty biefeS erfl fett ungefätyr 1610. Sm ©egen;

fage ju ben glugblättern, bie naa) Wie bor neben ben regel=

Die Schicksale der baslerischen politischen und periodischen

Presse vor 1831.

Ein Beitrag zur Kenntniß des kleinstaatlichen Lebens in den zwei letzten

Jahrhunderten dcr schweizerischen Eidgenosscnschaft.

Einleitung:
Die ersten Änfiinge einer periodischen Presse in Europa.

Eine periodische Presse ist in allen neueren Staaten erst

lange nach der Erfindung der Buchdruckerkunst in das Leben

getreten. Anfänglich behalf man sich für kleinere Mittheilungen

mit Flugblättern, welche einzelne merkwürdige Ereigniffe
bekannt machten nnd in Deutschland „Zeitungen", anderwärts

„Neuigkeits-Berichte" genannt wurden. Mit dein Worte „eine

Zeitung", z. B.: eine Zeitung aus Frankreich, aus Sachsen

u. s. w. wurden aber nicht nur solche gedruckte Flugblätter,
sondern bis zum vorigeil Jahrhundert auch handschriftliche

Mittheilllngen über Tagesereignisse bezeichnet.

In Italien fiengen schon um das Jahr 1580 etliche

Buchhändler an, Sammlungen von Neuigkeiten an„ bestimmten

Wochentagen durch den Druck bekannt zu machen. Diesseits

der Alpen geschah dieses erst seit ungefähr 1610. Im Gegensatze

zu den Flugblättern, die nach wie vor nebeil den regel-
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mäfeig erfdjemenben Slattern unter bem Stamen „Settiingen"
fort erfdjienen, nannte man bie regelmäfeig ein ober jweimal
in ber SBodje tyerauSfommenben Stätter „Orbtnari Seitungen",
Welctye Sejeictynung bei ettictjen Slattern aua) lange nactytyer,

als anbere itynen Goncurrenj mactyten, beibehalten Wttrbe.

Siefe „orbinari Seitungen" Waren ber Slnfang ber jegigen

Seitungen. Klein an Stauin begnügten fie ficty anfangs nur
bie neueften Greigniffe mitjuttyeilen, enthielten fid) aber alter
Gritifen über biefelben unb überliefeett berglcidjen ben Ser;
faffern gröfeerer Srudfdjriften. Sie felbft fonnten befewegen

nictyt als eigenttidje potitifctye ©djriften angefetyeu werben.

Grft fpäter würben aucty fie baju benügt, um auSfütyrUdjerc

Grörterungen über bie gragen beS SageS jur Spradje ju
bringen.

lieber bie politile Literatur im allgemeinen. Cenfur.

Sobalb aber ber SeferfreiS für politifdje Siteratur ficty

ju erweitern begann, fomite eS nicht ausbleiben, bafe bie Sic;

gierenben biefem ©egenftanbe eine metyrerc Slufmerffainfeit

juwenbeten, unb bie bereits ertaffenen Serorbnungen über Sc;

auffidjtigung ber greffe immer metyr berfctyärft würben.

Hatte fdjon bor Grfinbung ber Suctybruderfunft bie ©eift=

lidjfeit grofee SBadjfamteit bewiefen, um ber Serbielfältigttng
burdj Slbfctyriften bon allem, WaS bem Dbertyaupte ber Kirctye

miSfallen fomite, entgegenjuwirfen, fo mufete fotctyeS in nocty

gröfeerem SRafeftabe gefdjetyen, als nunmetyr burdj bie Sßreffe

alten ©laffen beS SolfeS ©elegentyeit geboten war, fia) mit
allen möglidjen gragen beS SageS befannt ju madjen. Saber
Würben bon geiftlictyen unb weltlidjen Setyörben in allen

Staaten fogen. Genfurorbnungen cingefütyrt, unb jcbe litera;
rifetye Grfdjeinung bor bem Srude einer borläufigen Srüfung
burdj eigens baju aufgeteilte Genforen unterworfen. SiefeS
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mäßig erscheinenden Blättern unter dem Namen „Zeitungen"
fort erschienen, nannte man die regelmäßig ein oder zweimal
in der Woche herauskommenden Blätter „Ordinär: Zeitungen",
welche Bezeichnung bei etlichen Blättern auch lange nachher,

als andere ihnen Concurrenz machten, beibehalten wurde.

Diese „ordinari Zeitungen" waren der Anfang der jetzigen

Zeitungen. Klein an Raum begnügten sie sich anfangs nur
die neuesten Ereignisse mitzutheilen, enthielten sich aber aller
Critiken über dieselben und überließen dergleichen den

Verfassern größerer Druckschriften. Sie selbst konnten deßwegen

nicht als eigentliche politische Schriften angesehen werden.

Erst später wurden auch sie dazu benützt, um ausführlichere

Erörterungen über die Fragen des Tages zur Sprache zu

bringen.

Ueber die politische Literatur im Allgemeinen. Censur.

Sobald aber der Leserkreis für politische Literatur sich

zu erweitern begann, konnte es nicht ausbleiben, daß die

Regierenden diesem Gegenstände eine mehrere Aufmerksamkeit

zuwendeten, und die bereits erlassenen Verordnungen iiber

Beaufsichtigung der Presse immer mehr verschärft wurden.

Hatte schon vor Erfindung der Buchdruckerkunst die

Geistlichkeit große Wachsamkeit bewiesen, um der Vervielfältigung
durch Abschriften von allem, was dem Oberhaupte der Kirche

misfallen konnte, entgegenzuwirken, so mußte solches in noch

größerem Maßstabe geschehen, als nunmehr durch die Presse

allen Classen des Volkes Gelegenheit geboten war, sich mit
allen möglichen Fragen des Tages bekannt zu machen. Daher
wurden von geistlichen und weltlichen Behörden in allen

Staaten sogen. Censur Ordnungen eingeführt, und jede literarische

Erscheinung vor dem Drucke einer vorläufigen Prüfung
durch eigens dazu aufgestellte Censoren unterworfen. Dieses
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gefdjaty fo wotyl in SRonardjien als in Staaten mit republifa=

nifctyer Serfaffung. SRan berntmint nidjt, bafe biefe SRaferegeln

auf SBiberftanb bon Seite beS SolfeS geftofeen feien, felbft bann

nictyt, als fonft Sefdjwerben in SRenge über SerWaltungSan;
gelegentyeiten jur Spradje gefommen waren. Sie politifdje
Grjietyung ber Sürger war nod) nictyt fo weit gebietyen, um
tyieran Slnftofe ju uetymen. Gnglanb war wotyl ber erfte Staat,
in weldjem anbere Stnfidjten aufgefomnten finb. GS war jur
Seit ber Stebolutioti bon 1688. Sn Hottanb Warb eine Genfur

metyr bent Stamen nacty ausgeübt.
Slbcr in ben anbern Staaten beS gefttanbeS beftanb eine

foldje faft überall bis 1830 unb bet anbern nodj barüber

hinan».
SBie erwähnt, war bie ©leictygiltigfeit ber Seilte eben fo

fetyr Urfadje an biefen politifctyen Suftänben als eine Serwet=

gerung bon Seite ber Stegierungen. SRatt faty bie SeitungS;
preffe metyr als eine ©elegentyeit an, ficty mit Steuigfetten aus
aüer Herren Sänbern befannt ju mactyen unb berlangte bon

ityr feine einläfelidje Grörterung über biefelben; bergleictyeu

fanben nur in größeren politifctyen Srudfdjriften ftatt, bie

aber wegen ityrer weitläufigen Slbfaffung nur bon benjenigen

getefen würben, beren Seruf eS mit fidj ju bringen pflegte.

Sängere Sluffäge ober fog. Seitartifet über bie gragen beS

SageS, Wie fie jegt jebe gröfeere Seitung naa) Sorgang ber

Gngtänber unb granjofen ju bringen pflegt, Würben erft all;
mälig jum Sebürfnife, tyauptfädjlidj für biejenigen, Welctye

Weniger felbft über bie Greigntffe naa)jubenfen gewotynt finb,
als anbere für fidj beuten ju laffen.

Weber bie fdjœetjerif^en nnb basierten Jlrtfitierliältatfre
tnôbffonbere.

Siefeiben Slnfctyauungen bei bem Solfe unb biefelben Stm

orbnungen ber Stegierungen wie im übrigen Guropa rüdfidjt-
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geschah sowohl in Monarchien als in Staaten mit republikanischer

Verfassung. Man vernimmt nicht, daß diefe Maßregeln

auf Widerstand von Seite des Volkes gestoßen seien, selbst dann

nicht, als sonst Beschwerden in Menge über Verwaltungsangelegenheiten

zur Sprache gekommen waren. Die politische

Erziehung der Bürger war noch nicht fo weit gediehen, um
hieran Anstoß zu nehmen. England war wohl der erste Staat,
in welchem andere Ansichten aufgekommen sind. Es war zur
Zeit der Revolution von 1688. In Holland ward eine Censur

mehr dem Namen nach ausgeübt.
Aber in den andern Staaten des Festlandes bestand eine

solche fast überall bis 1830 und bei andern noch darüber

hinaus.
Wie erwähnt, war die Gleichgiltigkeit der Lente eben so

sehr Ursache an diesen politischen Zuständen als eine Verweigerung

von Seite der Regierungen. Man sah die Zeitungspresse

mehr als eine Gelegenheit an, sich mit Neuigkeiten aus
aller Herren Ländern bekannt zu machen und verlangte von

ihr keine einläßliche Erörterung über dieselben; dergleichen

fanden nur in größeren politischen Druckschriften statt, die

aber wegen ihrer weitläufigen Abfassung nur von denjenigen

gelesen wurden, deren Beruf es mit sich zu bringen Pflegte.

Längere Aufsätze oder sog. Leitartikel über die Fragen des

Tages, wie sie jetzt jede größere Zeitung nach Vorgang der

Engländer unb Franzosen zu bringen pflegt, wurden erst all-
mälig zum Bedürfniß, hauptsächlich für diejenigen, welche

weniger selbst über die Ereignisse nachzudenken gewohnt sind,

als andere für sich denken zu lassen.

Ueber die schweizerischen nnd baslerischen preßoerhiiltniffe
insbesondere.

Dieselben Anschauungen bei dem Volke und dieselben

Anordnungen der Regierungen wie im übrigen Europa rücksicht-
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Iidj ber greffe beftanben audj in ben ©emeinwefen ber etye;

maligen fdjweijerifdjen Gibgenoffenfdjaft. Ueberatt überwadjte
eine ängftltdj geübte Genfur alles, was für bie Deffentlidjteit
beftimmt War. Giltigen ©runb moa)ten baju geben bie Stüd;

fidjten gebieterifdjer Stottywenbigfett gegen mäctytige Stadtybarn,

bie man nictyt unnöttyigerweife reijen burfte, otyne berberblidjen
SRaferegetn ju grofeem Serberben ber Sctyweij ausgefegt ju
Werben; ferners «Rüdfidjten gegen bte Gibgenoffen anberer

©taubenSmeinungen; enblidj Slüdfidjtett auf frctmbfdjaftlidjeS
Ginbernetymcn mit Heineren Staaten, bon benen man ©egen;

bienfte erwarten burfte. Sor allem aber überwog bie Sorge,
feine Steuerungen auffoinmcn ju laffen, woburety bas eigene

obrigfcitlidjc SInfetyen gefätyrbet werben modjte. SRan fürdjtetc
Slnfprüctye ju erweden, bie nad) ber Slnfictyt ber «Regierenben

als unbegrünbet erfdjeinen moetyten. SefonberS fottte ber;

tyütet Werben, tak nictyt unberufen bie bis jegt Wotylbcwatyrteit

©etyeimniffe beS StaatStyauStyalteS jur Kenntnife gelangen

fottten. SBie bie ©efctyictyte cinjelner fdjweijerifdjer ©emein;

wefen unb aua) cinjelner beutfdjcr SteidjSftäbtc berictytet, gab
eS nun atterbingS folctye, in weldjen burdj fdjledjte SerwaltungS;
einridjtungen biele SRifebräuctyc berbedt Werben fonnten, fo
bafe biejenigen, welctye jum Sdjaben beS ©anjen barauS Stugen

jogen, ityre guten ©rünbe tyaben müfeten, bie ganje ginanj;
berwaltung möglidjft in Sunfet einjutyütten. GS gab aber aua),
Wie niemanb beftritten tyat, fetyr gut berwaltete Stepublifen, in
benen bie Stegenten für ityre «greffe in biel unabtyängigerer

Stellung fidj befanben, als wie borten, unb Wo bennodj bie;

fetbe ©etyeimnifettyuerei beohaetytet Würbe. Siefelbe tyat übri;
gens bem ©emeinen ©ute nirgenbS ben geringften Stugen ge;

braetyt, im ©egenttyeile nur übertriebene Slnfprüctye an baSfelbe

erWedt, Weil man eS gewötynlicty für biel retdjer tyiett, als
es wirftid) gewefen ifl.

Sie berfetyiebenen Genfurorbnungen ber einjelnen Kantone

barjuftetten, fann nidjt in ber Slbfictyt biefeS SerfudjeS liegen,
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lich der Presse bestanden auch in den Gemeinwesen der

ehemaligen schweizerischen Eidgenossenschaft. Ueberall überwachte
eine ängstlich geübte Cenfur alles, was für die Ocffentlichkeit

bestimmt war. Einigen Grund mochten dazu geben die

Rücksichten gebieterischer Nothwendigkeit gegen mächtige Nachbarn,
die man nicht unnöthigerweise reizen durfte, ohne verderblichen

Maßregeln zu großem Verderben der Schweiz ausgesetzt zu

werden; ferners Rücksichten gegen die Eidgenossen anderer

Glaubensmeinungen; endlich Rücksichten auf freundschaftliches

Einvernehmen mit kleineren Staaten, von denen man Gegendienste

erwarten durfte. Vor allem aber überwog die Sorge,
keine Neuerungen aufkommen zu lassen, wodurch das eigene

obrigkeitliche Ansehen gefährdet werden mochte. Man fürchtete

Ansprüche zu erwecken, die nach der Ansicht der Regierenden
als unbegründet erscheinen mochten. Besonders sollte
verhütet werden, daß nicht unberufen die bis jetzt wohlbcwahrtcn
Geheimnisse des Staatshaushaltes zur Kenntniß gelangen

sollten. Wie die Geschichte einzelner schweizerischer Gemeinwesen

und auch einzelner deutscher Reichsstädte berichtet, gab

es nun allerdings solche, in welchen durch schlechte Verwaltungseinrichtungen

viele Mißbräuche verdeckt werden konnten, so

daß diejenigen, welche zum Schaden des Ganzen daraus Nutzen,

zogen, ihre guten Gründe haben mußten, die ganze
Finanzverwaltung möglichst in Dunkel einzuhüllen. Es gab aber auch,

wie niemand bestritten hat, sehr gut verwaltete Republiken, in
denen die Regenten für ihre Presse in viel unabhängigerer

Stellung sich befanden, als wie dorten, und wo dennoch

dieselbe Geheimnißthuerei beobachtet wurde. Dieselbe hat übrigens

dem Gemeinen Gute nirgends den geringsten Nutzen

gebracht, im Gegentheile nur übertriebene Ansprüche an dasselbe

erweckt, weil man es gewöhnlich für viel reicher hielt, als
es wirklich gewesen ist.

Die verschiedenen Censurordnungen der einzelnen Kantone

darzustellen, kann nicht in der Absicht dieses Versuches liegen,
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inbem berfelbe borjugSweife bie SaSlerifdjen Sertyältniffe bor
Stugen tyaben fott. Sie tyatten übrigens alle eine gewiffe

Sietynlictyfeit. Stur tyatte man in ben anfänglidj erlaffenen

metyr bie geiftlidje als bie politifetye Sreffe bor Slugen getyabt.

SBie biete Genfurorbnungen ju Safel erlaffen worben

finb, ift auS ben metyr ober minber bottftänbigen Sammlungen
ber gebrudten StegicrungSberorbnungcn nictyt beftintint auSjtt;
mittein. Stamtyaft gemadjt finb bis jegt brei bom fteinen Statty

(ber bor 1691 weit metyr gefeggeberifetyc Scftigniffe tyatte als

fpäter) befannt gemadjte: bon 1523, 1558, 1610. Ser ©rofee

Statty erliefe eine foldje 1761, bte bis 1830 ©eltung tyatte,

unter ber Sluffdjrift „Serorbuung über baS Süctyerwefcn".

Sie ift watyrfdjeinlidj bon Stattyfdjretber Sfaaf Sfelin berfafet
unb warb in jener Seit als eine ber liberalften anertannt.
SBie frütyer ttyeilten fidj ber jeweilige Stector uttb bie bier
Secane ber Uniberfität in bie Genfur ber Wtffenfdjaftttdjen

Sdwiftcn. SaS politifdje gaa) unb bie Seitungen beforgte
ber Kanjteiborftanb.

Die friityftc baslerifdje Rettung.

GS ift btStyer angenommen Worben, bafe bon allen Stäbten
bieffcitS ber Sllpeu granffurt bie erfte gewefen fei, weldje
eine regelmäfeig erfctyeinenbe Seitung befeffett tyabe, unb jwar
feit bem Satyre 1615, tyemaety Sonbon 1623, SariS 1631 u.f.W.

SluS ben feit 158S ununterbrochen bis tyeut ju Sage ge*

fütyrten StattySbüctyern ber Stabt Safel ift jebodj ju erfetyen,

bafe bereits 1610 unb 1611 bafelbft einer „orbinaren SBoctyem

jeitung" Grwätynung gefdjietyt, bie aber freilid), wie ebenfalls

erwätynt Werben mufe, nur furje Seit ityr Safein gefriftet tyat,

fo tak auf eine lange Steitye bon Satyren tyinauS baS bortige
Subltfum feine «Jteugierbe in politifctyen Greigniffen wie frütyer
mit glugblättern wirb f)aben beliebigen muffen, bte SBotyltya«
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indem derselbe vorzugsweise die Baslerischen Verhältnisse vor
Augen haben soll. Sie hatten übrigens alle eine gewisse

Aehnlichkeit. Nur hatte man in den anfänglich erlassenen

mehr die geistliche als die politische Presse vor Augen gehabt.

Wie viele Cenfurordnungen zu Basel erlassen worden

sind, ist aus den mehr oder minder vollständigen Sannninngen
dcr gedruckten Regierungsverordnungen nicht bestimmt auszu-
mitteln. Namhaft gemacht sind bis jetzt drei vom kleinen Rath
(der vor 1691 weit mehr gesetzgeberische Befugnisse hatte als

später) bekannt gemachte: von 1523, 1558, 1610. Der Große

Rath erließ eine solche 1761, die bis 1830 Geltung hatte,

unter der Aufschrift „Verordnung über das Bücherwesen".

Sie ist wahrscheinlich von Rathschreiber Isaak Iselin verfaßt
und ward in ,jener Zeit als eine der liberalsten anerkannt.

Wie früher theilten sich der jeweilige Rector und die vier
Dccane der Universität in die Censur der wissenschaftlichen

Schriften. Das politische Fach und die Zeitungen besorgte

der Kanzleivorstand.

Vie frühste baslerische Zeitung.

Es ist bisher angenommen worden, daß von allen Städten
diesseits der Alpen Frankfurt die erste gewesen sei, welche

eine regelmäßig erscheinende Zeitung besessen habe, und zwar
seit dem Jahre 1615, hernach London 1623, Paris 1631 u.s.w.

Aus den seit 1588 ununterbrochen bis heut zu Tage
geführten Rathsbüchern der Stadt Basel ist jedoch zu ersehen,

daß bereits 1610 und 1611 daselbst einer „ordinären Wochenzeitung"

Erwähnung geschieht, die aber freilich, wie ebenfalls

erwähnt werden muß, nur kurze Zeit ihr Dasein gefristet hat,
so daß auf eine lange Reihe von Jahren hinaus das dortige
Publikum seine Neugierde in politischen Ereignissen wie früher
mit Flugblättern wird haben befriedigen müssen, die Wohlha«
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benben ausgenommen, weldje auswärtige Stätter fidj anfdjaffen
fonnten. GS mufe foldjeS um fo metyr befremben, ba biefe

Stabt im 16. Satyrtyunbert ficty beS regften literarifdjen Ser;
fetyrS burcty ityre bielen Suctybrudereien ju erfreuen tyatte,

mefetyalb bon allen Seiten tyer frembe Sudjtyänbler ficty bort
niebergelaffen tyatten. Sludj ber ©rünber beS erften SeitungS;
blattes war ein neuetngewanberter Sudjbruder Scty- Sctyröter
auS Sdjleufittgen bei Grfurt, beffen gutes ©efctyäft nadj
feinem Sobe an feinen SanbSmann Seder auS GiSleben über;

gegangen ift.

SBaS aber bie bon itym unternommene SBoctyenjettung

betrifft, fo fcheint er bamit weniger ©lud unb gleidj bon Slit;

fang an ben Seifatt ber bamalS Stegierenbeu nictyt getyabt

ju tyaben, inbem fdjon bei ber erften Grwätynung biefeS Slatteê
im StattySbttctye bom 24. Suli 1610 folgenber Slntrag unb

Sefdjlitfe ju lefen ift : „weilen ungereimte Sadjen beim Srud
beS Drbtnari 3eitungS;3BodjenblattS eingefctymiert worben (fo
warb erfannt), eS fotten Sctyorenborf unb Kempter (watyr;
fdjeinlidj bie Stebaftoren) burcty ben Dberftfnectyt bebeutet

Werben, bergleictyen ittSfünftige bei Stnbrotyung obrigfeitlidjer
Ungnab ju bernteiben". Unb balb barauf, fdjott am 20. Sluguft
1610, würbe aufgetragen, bie btStyerige Genfurorbnung ju
rebibiren, unb Stector universitatis unb bie Seputaten auf;
geforbert, berfelben Stadjadjtung ju berfdjaffen. Sludj müfeten
bie Sudjbruder beim jätyrlidjen Sürgereib berfprectyen, otyne

Genfurorbnung nietyts ju bruden.

SllS bottenbS ein Satyr barauf ber Stanb Sern Urfactyen

ju tyaben glaubte, „fia) über „einige Sactyen" in biefer 3ei=

tung" ju befdjweren, bie „ityrem Stanb Staa)ttyeil bräetyten",
Würbe biefer Slnläfe benügt, bte angebroljte „obrigteitlidje Un;
gnabe" bem Herausgeber fütylbar ju madjen, unb am 23. SRai

1611 erfannt, eS fotte Sctyröter über Stadjt in ben Styurm
gelegt, eS fottten ferner bie übrigen Sruder unb beren Serteger
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benden ausgenommen, welche auswärtige Blätter sich anschaffen

konnten. Es muß solches um so mehr befremden, da diese

Stadt im 16. Jahrhundert sich des regsten literarischen
Verkehrs durch ihre vielen Buchdruckereien zu erfreuen hatte,
weßhalb von allen Seiten her fremde Buchhändler sich dort
niedergelassen hatten. Auch der Gründer des ersten Zeitungsblattes

war ein neueingewanderter Buchdrucker Joh. Schröter
aus Schleusingen bei Erfurt, dessen gutes Geschäft nach

seinem Tode an seinen Landsmann Decker aus Eisleben

übergegangen ist.

Was aber die von ihm unternommene Wochenzeitung

betrifft, so scheint er damit weniger Glück und gleich von
Anfang an den Beifall der damals Regierenden nicht gehabt

zu haben, indem schon bei der ersten Erwähnung dieses Blattes
im Rathsbuche vom 24. Juli 1610 folgender Antrag und

Beschluß zu lesen ist: „weilen ungereimte Sachen beim Druck
des Ordinari Zeitungs-Wochenblatts eingeschmiert worden (so

ward erkannt), es sollen Schorendorf und Kempter
(wahrscheinlich die Redaktoren) durch den Oberstknecht bedeutet

werden, dergleichen inskünftige bei Androhung obrigkeitlicher
Nngnad zu vermeiden". Und bald darauf, schon am 20. August
1610, wurde aufgetragen, die bisherige Censurordnung zu

revidiren, und Rector universitatis und die Deputaten
aufgefordert, derselben Nachachtung zu verschaffen. Auch mußten
die Buchdrucker beim jährlichen Bürgereid versprechen, ohne

Censurordnung nichts zu drucken.

Als vollends ein Jahr darauf der Stand Bern Ursachen

zu haben glaubte, „sich über „einige Sachen" in dieser

Zeitung" zu beschweren, die „ihrem Stand Nachtheil brächten",
wurde dieser Anlaß benützt, die angedrohte „obrigkeitliche
Ungnade" dem Herausgeber fühlbar zu machen, und am 23. Mai
1611 erkannt, es solle Schröter über Nacht in den Thurm
gelegt, es sollten ferner die übrigen Drucker und deren Verleger
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gerechtfertigt (iuquiriert), uttb bie Seitung füttftig bom Stabt=

fctyreiber cenfirt werben.

Sdjröter fdjeint aber feine Suft getyabt ju tyaben, ficty jum
jweitenmat ber Styürmuug auSjufegctt, fonbern liefe fein Slatt
lieber eingetyen. SBenigftenS finbet man bon ba an feitte

Spur bon bemfelben, unb biettcidjt fam eS nidjt einmal jttm
jweiten Halbjatyr 1611. Sn was bte Sefdjwerbe bon Sern
beftanben fei, ift ebenfalls nidjt ju erfetycn. Sern berwenbete

fidj bamalS bei Safel unb anbern proteftantifdjen Stäbten

um S'-JugStruppen in bie SBabt, ,bie bon Sabotyen beftänbig

bebrotyt warb, unb um ©elbanletye.

Slufeer biefen StattySbefdjtüffen unb einer Stotij in profeffor
2. Sfelin» StuSgabc;Süa)era wären wir otyne Keitntnife bon
bem Safein biefer frütyfteit SaSlcrjeitung, inbem feine Stummer

bis auf unfere Seit gefoimnen ift. Saut jener Stotij foftete

fie ein Sfunb bamaliger SRünjwätyrung (48 Kreujer «Rtyeinifcty,

nadj jegigcin ©etbwertty aber wotyl über 6 gr. n. SB.)

Stocty ift jur Serbottftänbigung beijufügen, bafe ficty im
baSlerifdjeu StaatSardjib etwa 5—6 golio;Sänbe befinben,

überfdjrieben „Seitungen"; eS finb tyanbfcbrifttidje SteuigfeitS-

Serictyte an ben Statty auS beut 16. Satyrtyunbert bon berfdjie;
benen Drten tyer, bie aber über bie SaSterifdje ©efdjidjte
feine SluSfunft geben.

ïlie fp'ûktt ßoeler 3eitnng uon 1684 bis 1797 unb bie

bamaligen Ceiifuroerljiiltniffe.

Grft im Satyr 1682 fanb fidj wieber ein Unternetymer unb

jwar abermals eitt grember, ber ju Safel eine Seitung, unb

jwar jweimal möctyentlidj tyerauSgeben wollte. Gr berfpradj
jebem SRitglieb beS StattyS ein ©ratiSeçemplar einjufenben.
Sennocty warb biefeS Segetyren abgeletynt. Sie Stegierung
fam auf einem anbern, jugleidj für bie StaatSfinanjen ein;

217

gerechtfertigt (iiiquiriert), und die Zeitung künftig vom Stadt-
fchreiber censirt werden.

Schröter scheint aber keine Lust gehabt zu haben, sich zum

zweitenmal der Thürmuug auszusetzen, sondern ließ sein Blatt
lieber eingehen. Wenigstens findet man von da an keine

Spur von demselben, und vielleicht kam es nicht einmal zum
zweiten Halbjahr 1611. In was die Beschwerde von Bern
bestanden sei, ist ebenfalls nicht zu ersehen. Bern verwendete

sich damals bei Basel nnd andern protestantischen Städten

um Zuzugstruppen in die Wadt, ,die von Savohcn beständig

bedroht ward, nnd um Geldanlehe.

Außer diesen Rathsbeschlüssen und einer Notiz in Professor
L. Jselins Ausgabe-Büchern wären wir ohne Kenntniß von
dem Dasein dieser frühsten Baslerzeitung, indem keine Nummer

bis auf unsere Zeit gekommen ist. Lallt jener Notiz kostete

sie ein Pfund damaliger Münzwährung (48 Kreuzer Rheinisch,

nach jetzigem Geldwerth aber wohl über 6 Fr. n. W)
Noch ist zur Vervollständigung beizufügen, daß sich im

baslerischen Staatsarchiv etwa 5—6 Folio-Bäude befinden,

überschrieben „Zeitungen"; es find handschriftliche Neuigkeits-

Berichte an den Rath ans dem 16. Jahrhundert von verschiedenen

Orten her, die aber über die Baslerische Geschichte

keine Auskunst geben.

Vie spätere Sasler Ieitnng von 1684 bis 1797 und die

damaligen Eensuroerhältnisse.

Erst im Jahr 1682 fand sich wieder ein Unternehmer und

zwar abermals ein Fremder, der zu Basel eine Zeitung, und

zwar zweimal wöchentlich herausgeben wollte. Er versprach

jedem Mitglied des Raths ein Gratisexemplar einzusenden.

Dennoch ward dieses Begehren abgelehnt. Die Regierung
kam auf einem andern, zugleich für die Staatsfinanzen ein-
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träglictyeren SBege ju biefem Gmotumente. lim biefe Seit
Würbe nämlidj nadj bem Scifpiel bon Süridj, Sdjafftyaufen,

St. ©allen u. f. w. baS gefammte «ßoftwefen als Staatsregale

ju Hanben gejogen unb einem faufmännifdjen Sirectorium

jur Serwaltung übergeben, weldjeS fpäter audj bie Seitungen
in fein SRonopol tyineingejogen tyat. Slnfänglidj, 1684 ober

1685, übernatym eS ber Softmcifter entweber felbft ober burdj
einen feiner Slngeftettten, aus ben frembett Seitungen, bie ju
«Safel beftellt Würben, einen SluSjug anjitfcrtigcn unt jwei;
mal wödjeutltdj als Seitung im Srude tycranSjugeben. Gtwa
5—6 Satyre fpäter würben bon ctlidjen Siidjtyänblern ätynlidje

Serfitdjc gemadjt. Siber auf Sorftettungen beS faufmännifchen
SirerioriumS fanb fidj am 1. September 1693 ber Statb be;

wogen, alle „biefe Siebenblättcr" (fo würben bie Goncurrenj;
blätter genannt) abjuerfeiineu, unb bon ba bis 1797 berbtieb

cS bei ber etnjigen Seitung, Weldje biefe Setyörbe tyerauSgab.

Sludj als 1734 ein Stadjbrud ber franjöfifd) gefetyriebenen

Seitung auS bem Hag (Journal de la Haye) bcrfudjt Würbe,

wollte eS nicht geftattet werben.

SllS im Slnfangê bem S°ftmeifter Schönauer geftattet

würbe, ju feinem eigenen Sorttyeil ein Slatt tyerauSjugebett

(feit feinem Sobe 1692 fam baS barau» fticfeenbe Ginfontmen
bem faufmännifdjen SirectorialfonbS ju ©tite), fottte eS nur
probeweife gefctyetyen, unb erft am 17. gebr. 1686 erfolgte bie

etgentlidje Grlaubnife. Ser barüber gefafete StattySbefdjlufe

bejeidjnet bie bamalige abtyängige politifdje Sage biefer auS;

gefegten ©renjftabt ityren mädjttgen Stadjbarn gegenüber auf
eine fo ctyaraftcriftifctye SBeife, bafe berfelbe tyier wörtlich, mit;
juttyeiten fein wirb:

„Unb weiten über unfere Seitung nocty fein Specialclag
eingefommen, fo rätty ber XIII. (ober ©etyeime) Statty an:
mit berfeibigen Srud nodj weiter fortjufatyren; bodj fott fol;
djem Sufammentragen (b. ty. Gompiliren aus frembett Slattern)
bei obrtgfertlicher Ungnab alles Graftes eingebunben werben, ¦
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träglicheren Wege zu diesem Emoluments. Um diese Zeit
wurde nämlich nach dem Beispiel von Zürich, Schafthausen,

St. Gallen u. s. w. das gesammte Postwesen als Staatsregale
zu Handen gezogen und einem kaufmännischen Directorium

zur Verwaltung übergeben, welches später auch die Zeitungen
in sein Monopol hineingezogen hat. Anfänglich, 1684 oder

1685, übernahm es dcr Postmeister entweder selbst oder dnrch

einen seiner Angestellten, aus dcn fremden Zeitungen, die zu

Basel bestellt wurden, einen Auszug anzufertigen und zweimal

wöchentlich als Zeitnng im Drucke herauszugeben. Etwa
5—6 Jahre später wurden von etlichen Buchhändlern ähnliche

Versuche gemacht. Aber auf Vorstellungen des kaufmännischen

Direktoriums fand sich am 1. September 1693 der Rath
bewogen, alle „diese Nebenblätter" (so wnrden die Concurrenz-
blötter genannt) abzuerkennen, und von da bis 1797 verblieb

es bei der einzigen Zeitung, welche diese Behörde herausgab.

Anch als 1734 ein Nachdruck der französisch geschriebenen

Zeitung aus dem Hag (Journal cls 1a Ha,)'«) versucht wurde,
wollte es nicht gestattet werden.

Als im Anfange dem Postmeister Schönauer gestattet

wurde, zu seinem eigenen Vortheil ein Blatt herauszugeben

(seit seinem Tode 1692 kam das daraus fliehende Einkommen

dem kaufmännischen Directorialfonds zu Gute), sollte es nur
probeweise geschehen, und erst am 17. Febr. 1686 erfolgte die

eigentliche Erlaubniß. Der darüber gefaßte Rathsbeschluh

bezeichnet die damalige abhängige politische Lage dieser

ausgesetzten Grenzstadt ihren mächtigen Nachbarn gegenüber auf
eine so charakteristische Weise, daß derselbe hier wörtlich
mitzutheilen sein wird:

„Nnd weilen über unsere Zeitnng noch kein Specialclag
eingekommen, so räth der XIII. (oder Geheime) Rath an:
mit derselbigen Druck noch weiter fortzufahren; doch soll
solchem Zusammentragen (d. h, Compiliren aus fremden Blättern)
bei obrigkeitlicher Nngnad alles Ernstes eingebunden werden.
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bafe nidjtS choquantes gegen bie föniglictye SRajeftät bon

granfreia), nodj gegen bie Sapifttfdje Glerifei, nodj gegen an;
bere potentaten unb tyotye Häupter gcbrudt werbe, audj ift
uidjtS auS tyottänbifdjcn Slattern, Welctye raisonnemens ent;

tyalten, einjubringen; alles mit Stnbrotyung, bafe wenn wiber

Sertyoffen ber Stabt unangenetymeS aus ber Seitung entftetyen

möge, fie gänjtidjen abgetyen ju laffen."
Um biefen Sefdjlufe getyörig aufjufaffen, mufe in Grinne;

rung gebradjt werben, bafe wenige Sabre bortyer (1680), tui;
geadjtet bringenbfter Sorftellungen bon Safel unb gefamtuter
fdjWeijerifdjer Gibgcnoffcnfctyaft, bie föniglidje SRajeftät bon

granfreidj in ber Gntfernung bon 8000 gufe bout St. Sotyanu;

ttyor bon Safel bie geftung Hüningen tyatte erbauen laffen,
unb man biê 1692 nocty baran ju bauen fortftttyr. Surd)
biefeS 3nnng;Safel fönnte auf lange Seit tyinauS unfere Un;
abtyängigfeit biefem läftigen SJadjbar gegenüber als bollftänbig
gelätymt angefetyen werben. Saju fam nodj, bafe biele unferer

StaatSetnfünfte unb biejenigen ber Stiftungen auf ©efatten
im benaetybarten Glfaffe berutyten, bie bei jebem möglidjeu Sin;

laffe bon Unjufriebeittyeit bon granfreidj fogletdj mit Sefdjlag
belegt Würben, bafe enblidj bie Grtaubnife jur grudjtauSfutyr
auS bem Glfafe, unferer nädjften Kornfammer, ebenfalls gänj;
Iidj bon franjöfifctyer SBittfütyr abtyieng.

Sleufeerfte Sorfia)t in Setreff alles beSjenigen, WaS biefe

«Dtadjt ju SRaferegeln reijen fönnte, modjte batyer jur Setbft;
ertyaltung geboten fein, befonberS ba auswärtiger Setftanb
nictyt ju ertyalten War, unb nur bei Kriegen jwifdjen unfern

Stadtybarn eine fctywadje eibgenöffifdje ©renjbefagung ju Hilfe
fam unb meift erft bann, wenn bte grofee ©efatyr einer ©e;

bietSberlegung bereits borüber War.
SBaS tyingegen ju jener Seit baS Sertyältnife unferer Sreffe

in innern Slngelegentyeiten betrifft, fo ift bereits oben im

Gingange erwätynt worben, wie eS bamit in allen fctyweijeri*

fdjen ©emeinwefen beftettt gewefen fei. Sie Genfur über alles,
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daß nichts ob.ocina.nt68 gegen die königliche Majestät von

Frankreich, noch gegen die Papistische Clerisei, noch gegen
andere Potentaten und hohe Häupter gedruckt werde, auch ist

nichts aus holländischen Blättern, welche raisonneineng
enthalten, einzubringen; alles mit Androhung, daß wenn wider

Verhoffen der Stadt unangenehmes aus der Zeitung entstehen

möge, sie gänzlichen abgehen zu lassen."

Um diesen Beschluß gehörig aufzufassen, muß in Erinnerung

gebracht werden, daß wenige Jahre vorher (1680),
ungeachtet dringendster Vorstellungen von Basel und gesammter

schweizerischer Eidgenossenschaft, die königliche Majestät von

Frankreich in der Entfernung von 8000 Fuß vom St. Johannthor

von Basel die Festung Hüningen hatte erbauen lassen,

nnd man bis 1692 noch daran zu bauen fortfuhr. Durch
dieses Zwing-Basel konnte ans lange Zeit hinaus unsere

Unabhängigkeit diesem lästigen Nachbar gegenüber als vollständig

gelähmt angesehen werden. Dazu kam noch, daß viele unserer

Staatseinkünfte und diejenigen der Stiftungen auf Gefällen
im benachbarten Elsasse beruhten, die bei jedem möglichen
Anlasse von Unzufriedenheit von Frankreich sogleich mit Beschlag

belegt wurden, daß endlich die Erlaubniß zur Fruchtausfuhr
aus dem Elsaß, unserer nächsten Kornkammer, ebenfalls gänzlich

von französischer Willkühr abhieng.

Aeuherste Vorsicht in Betreff alles desjenigen, was diese

Macht zu Maßregeln reizen konnte, mochte daher zur
Selbsterhaltung geboten sein, besonders da auswärtiger Beistand

nicht zu erhalten war, und nur bei Kriegen zwischen unsern

Nachbarn eine schwache eidgenössische Grenzbesatzung zu Hilfe
kam und meist erst dann, wenn die große Gefahr einer

Gebietsverletzung bereits vorüber war.
Was hingegen zu jener Zeit das Verhältniß unserer Presse

in innern Angelegenheiten betrifft, so ist bereits oben im

Eingange erwähnt worden, wie es damit in allen schweizerischen

Gemeinwesen bestellt gewesen sei. Die Censur über alles.
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was über bie Sertyältniffe ber Stegierten unb ber «Regierungen

burcty ben Srttd berbietfättigt Würbe, warb nocty ängftlidjer
getyanbtyabt, als in Sejietyung auf baS SluSlanb. SiefeS liefe

man fidj aua) otyne SBiberrebe gefallen, inbem, wie oben be-

xeiti erwätynt, bei niemanbem ein Sebürfnife bortyanben war,
eine metyrere greityeit ber Sruderpreffe als eitt Stedjt anju;
fpredjen. SBie liefee fidj fonft erflären, bafe bei ber befannten

Stebolution 1691 in Safet, bie biele «Jtenberutigeit in ber Ser;

faffttng unb Serfonenwedjfel unter ten Stegterettbcn jur golge
tyatte, unter ben 178 Segetyren, welctye bie Slufftänbigen an
bie Stegierung ftcllten, baS Stedjt ber freien SReinungSäufeerung

bermittetft Sluftyebung ber Genfur gar nidjt jur Spradje ge;

fommen War? Sludj in ber auSfütyrlidjen, 1500 goliofeiten
umfaffenben Sarftettung biefer Unrtityen wirb matt bergebenS

audj nur eine Spur babon fuctyen, bafe man fia) über ber;

gteidjen befctywert ijabe. Unb boa) war gewife feinem SeitungS;

lefer unbefannt, bafe im gebruar 1689 baS englifctyc Sada;
ment ber Krone bie berütymte bill of rights abgerungen tyatte

(nocty jegt bie ©runblage ber englifctyeu «BotfSredjte), worin
unter anberm aua) bie SInerfennung be» StedjteS ber Srefe;

freityeit ober ber freien SReinungSäufeerung. Slttein nidjt nur
in Safel, fonbern überall auf bem gefttanbe (Hottanb etwa

ausgenommen) war bie Kunbe bon biefem Greigttiffe SlngefidjtS
beS obfdjwebenben allgemeinen KriegSjuftaitbeS als bie gleicty;

gittigfte Sadje bon ber SBelt betradjtet worben, fo bafe eS

ben gütyrern ber SaSlerifdjen Sewegung bon 1691 nidjt jum
befonbern Sorwurf gemadjt werben fann, wenn aua) fie feine

SluSnatyme bon ber bamaligen politifctyen Stictytung gemaa)t

tyaben. Sie ganje fog. 1691er Stebolution tyatte ja feinen

anbern S^ed, als Sefeitigung bon SRifebräuctyen in einjelnen
SerwaltungSjweigen, Gntfernung mifebeliebiger Serfönlictyfei=

ten, Grfegung berfelben burdj anbere, möglidjfte Grfdjwerung
ber Goncurrenj in mandjen SerufSarten, nur auSnatymSWeife

einen grunbfäglidjen gortfctyrttt, bor lauter Ginjettyeiten feinen
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was über die Verhältnisse der Regierten und der Regierungen

durch den Druck vervielfältigt wurde, ward noch ängstlicher

gehandhabt, als in Beziehung auf das Ausland. Dieses ließ

man sich auch ohne Widerrede gefallen, indem, wie oben

bereits erwähnt, bei niemandem ein Bedürfniß vorhanden war,
eine mehrere Freiheit der Druckerpresse als ein Recht
anzusprechen. Wie liehe sich sonst erklären, daß bei der bekannten

Revolution 1691 in Basel, die viele Aenderungen in der

Verfassung und Personenwechsel unter den Regierenden zur Folge

hatte, unter den 178 Begehren, welche die Aufständigen an
die Regierung stellten, das Recht der freien Meinungsäußerung
vermittelst Aufhebung dcr Censur gar nicht zur Sprache
gekommen war? Auch in der ausführlichen, 1500 Folioseiten
umfassenden Darstellung dieser Unrnhen wird man vergebens

auch nur eine Spur davon suchen, daß man sich über

dergleichen beschwert habe. Und doch war gewiß keinem Zeitungsleser

unbekannt, daß im Februar 1689 das englische Parlament

der Krone die berühmte oill «t? riZlrts abgerungen hatte

(noch jetzt die Grundlage der englischen Volksrechte), worin
unter anderm auch die Anerkennung des Rechtes der Pretz-

freiheit oder der freien Meinungsäußerung. Allein nicht nur
in Basel, sondern überall ans dem Festlande (Holland etwa

ausgenommen) war die Kunde von diesem Ereigniffe Angesichts
des obschwebenden allgemeinen Kriegszustandes als die gleich-

giltigste Sache von der Welt betrachtet worden, so daß es

den Führern der Baslerischen Bewegung von 1691 nicht zum
besondern Vorwurf gemacht werden kann, wenn auch sie keine

Ausnahme von der damaligen politischen Richtung gemacht

haben. Die ganze sog. 1691er Revolution hatte ja keinen

andern Zweck, als Beseitigung von Mißbräuchen in einzelnen

Verwaltungszweigen, Entfernung mißbeliebiger Persönlichkeiten,

Ersetzung derselben durch andere, möglichste Erschwerung
der Concurrenz in manchen Berufsarten, nur ausnahmsweise
einen grundsätzlichen Fortschritt, vor lauter Einzelheiten keinen
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'freien Slid in bie Sertyältniffe ber ©efammttyeit. GS fomite
batyer nidjt ausbleiben, bafe ber ftattgetyabten Stufregung eine

um fo gröfeere Stbfpannung gefolgt unb eine confeqttent tyati;
belnbe StcactionSparthei gar manche ber Grrungenfdjaften ju
nidjte ju madjen im Staube gewefen ift. Saju getyörte bann

audj, bafe bie Stegierung reidjltcty wieber eittjubringen berftanb,
waS bie Sciter ber Sewegung in Scjug auf bie greffe 1691

berfäumt Ijattcn, inbem wie oben erwätynt, ber Statty bereits
1693 es wagen burfte, baS SeitungSWefcn als fein SRonopol

ju erflären unb alle Goncurrenjblätter feines amtlidjen SlatteS
gerabeju abjufdjaffen.

Ueber biefe amtlidje Seitung felbft fidj weiter einjulaffen,
burfte eine überftüffige Sadje genannt toerben. GS enttyielt

foldje nur StuSjüge auswärtiger Slätter unb bon eintyetmifdjen

Slngelegentyeiten työctyftens Serictyte bon getroffenen SBatylen,

bon UnglüdSfätten it. bgl. metyr.

Unb bennodj tyatte ber Statty trog feiner wactyfamen Genfttr
über biefeS Slatt juwcilen Sefctywerben bon fdjweijerifctyen

SRitftänben unb benadjbarten Staaten ju beantworten, wenn
etwa ber Stebactor aus unjuberläffigen SeitungSquetten eine

Stadjrictyt aufnatym, bie mifefättig erfdjien, wie j. S. 1733 bon
Sern wegen SRelbung eines SruppenaufgeboteS, ober wegen
biefer ober jener HDfneuigfeit 1758 Pon ber franj. ©efanbt;
fctyaft, u. f. w. So unbebeutenb unS*ljeut ju Sage biefeS Slatt
borfommen mag, eS mufe bod) über Safel tyinauS einige Ser;

breitung gefunben tyaben, inbem 1769 felbft bie ruffifdje @e;

fanbtfdjaft beim beutfdjen SteictyStag in StegenSburg beim Stättye

wegen eines SerictytS über bie Steifen beS StyronfolgerS eine

Sefdjwerbe einjulegen ficty bcranlafet gefunben tyatte. Siefe

Serbreitung beS SlatteS War wotyl bem bamaligen Stebactor

ju berbanten, einem wiffenfctyaftlid) gebilbeten SRanne, «RattyS;

tyerrn Gmanuel galtner, ber bon 1768—1797 bie Sadje be;

forgt tyat. SRan rütymte feine forgfältige SluSWatyl aus einer

für jene Seit fetyr beträdjtlictyen Slnjatyl auswärtiger Stätter,
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'freien Blick in die Verhältnisse der Gesammtheit. Es konnte

daher nicht ausbleiben, daß der stattgehabten Aufregung eine

um so größere Abspannung gefolgt und eine consequent
handelnde Reactionsparthei gar manche der Errungenschaften zu

nichte zu machen im Stande gewesen ist. Dazn gehörte dann
auch, daß die Negierung reichlich wieder einzubringen verstand,

was die Leiter der Bewegung in Bezug auf die Presse 1691

versäumt hatten, indem wie oben erwähnt, der Rath bereits
1693 es wagen durfte, das Zeitungswescn als sein Monopol
zu erklären und alle Concurrenzblütter seines amtlichen Blattes
geradezu abzuschaffen.

Neber diese amtliche Zeitung selbst sich weiter einzulassen,

dürfte eine überflüssige Sache genannt werden. Es enthielt
solche nur Auszüge auswärtiger Blätter und von einheimischen

Angelegenheiten höchstens Berichte von getroffenen Wahlen,
von Unglücksfällen u. dgl. mehr.

Und dennoch hatte der Rath trotz seiner wachsamen Censur

über dieses Blatt zuweilen Beschwerden von schweizerischen

Mitständen und benachbarten Staaten zu beantworten, wenn
etwa der Redactor aus unzuverlässigen Zcitungsquellen eine

Nachricht aufnahm, die mißfällig erschien, wie z. B. 1733 von
Bern wegen Meldnng eines Truppenaufgebotes, oder wegen
dieser oder jener Hofneuigkeit 1758 von der franz. Gesandtschaft,

u. s. w. So unbedeutend uns-heut zu Tage dieses Blatt
vorkommen mag, es muß doch über Basel hinaus einige

Verbreitung gefunden haben, indem 1769 selbst die russische

Gesandtschaft beim deutschen Reichstag in Regensburg beim Rathe

wegen eines Berichts über die Reisen des Thronfolgers eine

Beschwerde einzulegen sich veranlaßt gefunden hatte. Diese

Verbreitung des Blattes war wohl dem damaligen Redactor

zu verdanken, einem wissenschaftlich gebildeten Manne, Rathsherrn

Emanuel Falkner, der von 1768—1797 die Sache

besorgt hat. Man rühmte feine sorgfältige Auswahl aus einer

für jene Zeit sehr beträchtlichen Anzahl auswärtiger Blätter,
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bie baS faufmännifdje Sirectorium itym anjufctyaffeu fidj an;

gelegen fein liefe.

Sie Slnftettung eines ftänbigen SeitungSfdjreiberS burdj
biefeS Sirectorium fommt übrigens fetyon feit 1743 bor. Gi;

nige SerfaffungSeiferer Wollten foldje für ein öffenttidjeS be=

folbeteSSlmt (bamalê IOO Steuettyaler, 600 gr.) anfetycn, wel=

ctyeS ber bamats für alle Stetten (felbft Srofefforen uub ©eift;
lidje nidjt ausgenommen) borgefdjriebenen SBatyl burdj baS

SooS ju unterwerfen fei. Sltteiu baS Sirectorium unb noa)

einige anbere abgefonberte Serwaltungen wufeten mit ben ent;

gegengefegten Slnfictyten burdjjubringen.
Slufeer ben Seitungen fonnten nodj etlictye politifdjc Sro;

fdjüren erwätynt werben, bie otyne Stenuung beS SrudorteS
erfdjienen finb. Sn ben StattySbüdjern finben fidj audj Sc;

fctywerbeii angefütyrt über anbere tyiefige Srttdfdjriften, ttyeilS

bon Sern, ttyeilS bon fattyotifdjen Stänben, mit „Sitte, eS

modjte bie tyiefige Genfur ftrenger geübt werben, befonberS

auf Sdjriften, bie tyier an ityre Sanbleute (bietteidjt an SRarft;

tagen) berfauft würben, woburety attertyanb Slnftänbc entftetyen

fonnten."
«ituety liefen beim Stättye beftänbige Klagen ber Geuforen

felbft ein, bafe bie Sudjfütyrer fo oft bie Genfur ju umgetyen

fudjten, unb tyinwieber ber Sudjbruder über bie läftige Ser;
pftictytung, fich jätyrlidj »or ber Süctyercommiffion borftelleu

ju muffen.

So Waren bie Sertyältniffe ber baSlcrifdjett politifctyen

Sreffe bis jur Stebolution bon 1798, welctye eine Seitlang bie

Selbftänbigfeit beò bisherigen GantonS Safel aufgetyoben tyat.

Bit nidjtpoltttfdje pertobiftfje treffe ju ftafel »or 1798.

Sodj etye ju biefem Seitpuntte übergegangen Werben fott,
wirb cS ber Sottftänbigfeit wegen erforberlid) fein, aucty auf
bie übrigen Grfdjeinungen ber periobifdjen greffe einen Slid
ju werfen.
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die das kaufmännische Direktorium ihm anzuschaffen sich

angelegen sein ließ.

Die Anstellung eines ständigen Zeitungsschreibers durch

dieses Direktorium kommt übrigens schon seit 1743 vor.
Einige Verfassungseiferer wollten solche für ein öffentliches
besoldetes Amt (damals 100 Neuethaler, 600 Fr.) ansehen, welches

der damals für alle Stellen (selbst Professoren und Geistliche

nicht ausgenommen) vorgeschriebenen Wahl durch das

Loos zu unterwerfen sei. Allein das Direktorium und noch

einige andere abgesonderte Verwaltungen wußten mit den

entgegengesetzten Ansichten durchzudringen.

Außer den Zeitungen könnten noch etliche politische

Broschüren erwähnt werden, die ohne Nennung des Druckortes

erschienen sind. In den Rathsbüchern finden sich anch

Beschwerden angeführt über andere hiesige Druckschriften, theils
von Bern, theils von katholischen Ständen, mit „Bitte, es

möchte die hiesige Censur strenger geübt werden, besonders

auf Schriften, die hier an ihre Landleute (vielleicht an Markttagen)

verkauft würden, wodurch allerhand Anstände entstehen

könnten."

Auch liefen beim Rathe beständige Klagen dcr Censoren

selbst ein, daß die Buchführer so oft die Censur zu umgehen

suchten, und hinwieder der Buchdrucker über die lästige

Verpflichtung, sich jährlich »or der Büchercommission vorstellen

zu müssen.

So waren die Verhältnisse der baslerischen politischen

Presse bis zur Revolution von 1798, welche eine Zeitlang die

Selbständigkeit des bisherigen Cantons Basel aufgehoben hat.

Vie nichtpolitische periodische presse zu Sasel vor 179».

Doch ehe zu diesem Zeitpunkte übergegangen werden soll,
wird es der Vollständigkeit wegen erforderlich sein, auch auf
die übrigen Erscheinungen der periodischen Presse einen Blick

zu Wersen.
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Sor bem Satyre 1745 tyat aber nidjtS SaSterifdjeS ber

Slrt aufgefunbcn werben fönnen. Süridj ift tyicritt anbern

Sctywetjerorten borangegaiigen, aber erft nadjbem einige gröfecre

beutfdje Stäbte baS Scifpicl gegeben tyatten. Sludj in ber

franjöfifdjen Sctyweij begegnet mau ätyulidjeit Untcriteljinungeit.
GS erfdjienen SBodjeit; unb SRonatSfdjriften jur Sefpredjung
neuer Südjer, unb nadj beut Sorbilb ber Gngtättber audj (jtt;
moriftifdje Steifcfdjitberungcn, bie bamalS fetyr beliebt Waren.
Slbcr bon ter claffifetyen Sdjreibweifc ber erften englifdjen Sir;
beiter iu biefem gadje, wie eines Slbbifon, Steele, Sotynfon

tt. f. w. Wirb man bei bem grofeen Heer berufener unb unbe;

rufener Stadjatymer wenig borfinben unb fo aucty bei beit SSo-

djenfdjriftcn biefer Slrt in «Safel, bie unter ben Sitctn: Hel=

betifetyer «patriot, ber Gibgenoffe, baS Sintemal u. f. w., jebe

etwa ein bis jwei Satyre tyinburclj ityr Safciu gefriftet tyabeit.

SBaS aber am meiften babei auffallen mufe, ift bie Siadjfidjt
ber fonft fo ftrettgen Genfur, bie geftattete, bafe bie bamalS

angefetyenften Serfonen bon beiben ©efdjledjtern, jwar unter
anbern Stallten, aber bennodj metyr als tennbar, mit ©eifeet;

tyiebcu auf ityre mcnfdjlidjen Styortyeiteu unbarmtycrjig beut

Spotte beS SublicuutS bloSgeftcllt werben fonnten. GS fottute
aber uatürlidj nidjt ausbleiben, iak hen SRitarbciterii, ioo;
runter ftdj audj ber fonft als Sidjter unb Wegen feiner ©c;

letyrfaiufrit auSgejcidjncte Srofcffor Spreng (j 1768) befanb,

in Setreff ityrer eigenen «Stöfeen geuugfaiiteS ©egenredjt Wiber;

fatyren ift.
Gbenfo furjeS Safein als jene tyumoriftifdjen SBodjenblätter

tyatten brei jwifdjen 1780—1798 tyerauSgefommene, jum Styeil

wiffcnfdjaftlidje, jum Styeit jur Untertyaltung beftintmte, aber

allju nüdjtern getyaltene SBoctyenfdjriften : Dberrtyeinifctyc S)tan=

nigfaltigfeiten, ein patriotifdjcS Slrdjib unb ein tanbwirtty;
fdjafttidjcS Slatt in etttdjeit Heften. Su erwätynett ift aucty

nodj eine 1783 begonnene religiöfc SRonatSfdjrift: „Samm;
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Vor dem Jahre 1745 hat aber nichts Baslerischcs der

Art aufgefunden werden können. Zürich ist hierin andern

Schweizerorten vorangegangen, aber erst nachdem einige größere
deutsche Städte das Beispiel gegeben hatten. Auch in der

französischen Schweiz begegnet man ähnlichen Unternehmungen.
Es erschienen Wochen- und Monatsschriften zur Besprechung

neuer Bücher, und nach dem Vorbild der Engländer auch

humoristische Nciscschilderungcn, die damals sehr beliebt waren.
Aber von der classischen Schreibweise der ersten englischen

Arbeiter in diesem Fache, wie eines Addison, Steele, Johnson

u. s. w. wird man bei dem großen Heer berufener und

unberufener Nachahmer wenig vorfinden und so auch bei dcn

Wochenschriften dieser Art in Basel, die nnter den Titeln:
Helvetischer Patriot, dcr Eidgenosse, das Sintemal u. s. w., jede

etwa ein bis zwei Jahre hindurch ihr Dasein gefristet haben.
Was aber am meisten dabei ausfallen muß, ist die Nachsicht

der fönst fo strengen Censur, die gestattete, daß die damals
angesehensten Personen von beiden Geschlechtern, zwar unter
andern Namen, aber dennoch mehr als kennbar, mit Geißel-

Hieben auf ihre menschlichen Thorheiten unbarmherzig dem

Spotte des Publicums blosgestcllt werden konnten. Es konnte

aber natürlich nicht ausbleiben, daß dcn Mitarbeitern,
worunter sich auch der sonst als Dichter und wegen seiner

Gelehrsamkeit ausgezeichnete Professor Spreng (7 1768) befand,

in Betreff ihrer eigenen Blößen genügsames Gegenrccht

widerfahren ist.

Ebenso kurzes Dasein als jene humoristischen Wochenblätter

hatten drei zwischen 1780—1798 herausgekommene, zum Theil
wissenschaftliche, zum Theil zur Unterhaltung bestimmte, aber

allzu nüchtern gehaltene Wochenschriften: Oberrheinische Man-
nigsaltigkeiten, ein patriotisches Archiv und ein landwirth-
schastliches Blatt in etlichen Heften. Zu erwähnen ist auch

noch eine 1783 begonnene religiöse Monatsschrift: „Tamm-
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Iungen", welctye ficty bis jum tyeutigen Sage in gteictyem gor--

mat unb felbft in gleidjeu Seitenjatylen fortertyatten tyat.

Su Gnbe biefeS SeitpunfteS fieng audj ber fpäter befannt

geworbene SRarcuS Sug (j 1835 als «Pfarrer in Säufelfingen)

an, feine tyiftorifctyen Sllmanacbe tyerauSjugcbcn.

Sie ju Safel bieüetdjt fdjon feit Ginfütyrung ber Sudj;
bruderfunft erfdjienencn SolfSfatenber in beutfdjer unb fran;
jöftfdjer Spractye erfreuten fidj eines bis weit über bie ©ränjcii
ber Sdjwcij bcrbrcitetcn SîufcS, tyauptfäctylidj burcty bie Sc;

mütyungen ber feit 1635 in Safel niebcrgelaffcitcn gamilic
Seder auS GiSlcben, bereit g-irmen in Serlin uttb Goltnar u.f.W.
nodj fortbeftctyen.

SBann in Safel ber fog. SîegimcntSfalciiber mit bent Ser;

jeidjniffe fämmtlictyer Setyörben begonnen tyabe, ift nidjt wotyl

auSjumittetn, ba felbft auf ber StaatSfanjlei feine bottftänbige

Sammlung unb fein Satyrgang bor 1707 bortyanbcn ift.
Gin Snteßigenj;3Boctyenblatt, in Safel StbiSblatt ober

„baS Slättli" genannt, fanb fidj ju Safel bon 1730—1844.
GS genofe ein obrigfcittidjeS Sribilegiitnt, burfte aber feine

politifctyen Slrtifcl enttyalten, tyatte Sefanntmachtingen ber Se;
työrben unentgeltlicty aufjunetymen. greife beS SlbotmementS

unb ber Snfcrate waren borgefdjrieben, um baS SBu-bUtum

bittig ju halten. Sltteiu bon 1835 an wollte baS Sribitcgium
nidjt metyr anerfannt werben, worauf eS attmälig eingegangen ift.

SBaS aber bei Slttfjäljtung ber berfdjiebenen Strien ber

periobifdjen greffe ju Safel bor 1798 am meiften auffallen
mufe, baS ift bie gättjlidje Slbwefentyeit eines amtlictyen ober

StegierungSblatteS, welches bie bleibenben unb borübergetyenben

Sefdjlüffe unb Serfügungen ber Setyörben, bie gerictytlictyen

Sefanntmactyungen unb Slufforberungen, fidj bis ju einem bor*
gefetyriebenen Sermine ju melben, bem Sublifum mitgettycilt
tyatte. SRan betyalf fi* auf ganj ungenügenbe SBeife bamit,
bie Sürger alle Sonntage SRorgettS auf bie Sünfte cinju;
laben unb itynen Slbfdjriften biefer Serfügungen borjulefen.
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lungen", welche sich bis zum heutigen Tage in gleichem Format

und selbst in gleichen Seitenzahlen forterhalten hat.

Zu Ende dieses Zeitpunktes fieng auch dcr später bekannt

gewordene Marcus Lutz (f 1835 als Pfarrer in Läufelfingcn)

an, feine historischen Almanache herauszugeben.

Die zu Basel vielleicht schon seit Einführung der

Buchdruckerkunst erschienenen Volkskalender in deutscher und

französischer Sprache erfreuten sich eines bis weit iiber die Gränzen
dcr Schweiz verbreiteten Rufes, hauptsächlich durch die

Bemühungen der seit 1635 in Basel niedergelassenen Familie
Decker ans Eislcben, deren Firmen in Berlin und Colmar u.s.w.
noch fortbestehen.

Wann in Bafel dcr sog. Negimentskalcnder mit dem

Verzeichnisse sämmtlicher Behörden begonnen habe, ist nicht wohl
auszumitteln, da selbst auf der Staatskanzlei keine vollständige

Sammlung und kein Jahrgang vor 1707 vorhanden ist.

Ein Intelligenz-Wochenblatt, in Basel Avisblatt oder

„das Blättli" genannt, fand sich zu Basel von 1730—1844.
Es genoß ein obrigkeitliches Privilegium, durfte aber keiuc

politischen Artikel enthalten, hatte Bekanntmachuugen dcr

Behörden unentgeltlich aufzunehmen. Preife des Abonnements
und der Inserate waren vorgeschrieben, um das Publikum
billig zu halten. Allein von 1835 an wollte das Privilegium
nicht mehr anerkannt werden, worauf es allmälig eingegangen ist.

Was aber bei Aufzählung dcr verschiedenen Arten dcr

periodischen Presse zu Basel vor 1798 am meisten auffallen
muß, das ist die gänzliche Abwesenheit eines amtlichen oder

Regierungsblattes, welches die bleibenden und vorübergehenden

Beschlüsse und Verfügungen der Behörden, die gerichtlichen

Bekanntmachungen und Aufforderungen, sich bis zu einem

vorgeschriebenen Termine zu melden, dem Publikum mitgetheilt
hätte. Man behalf sich auf ganz ungenügende Weise damit,
die Bürger alle Sonntage Morgens auf die Zünfte einzuladen

und ihnen Abschriften dieser Verfügungen vorzulesen.
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GS fetytte aber übertyaupt bamalS nodj gar bieleS, waS mau

heutjutage als uucntbetyrtictyeS Sebürfnife beS Sage» anjufetyen

gewötynt ift: Gin bon ber übrigen SBelt abwetdjenber Stun;
benfdjlag, feine Sejcidjnung ber Strafeen, feine Stuminerirung
ber Häufer unb ber Siegenfchafteit, unb fo nodj mandjcS an--

bere metyr. SaS bringcnbfte, ben ridjtigen Stunbcnfdjtag, bie

Stammerirung unb baS SlmtSbtatt bradjte bas Satyr 179.S,

baS übrige ift erft fpäter nadjgctyolt worben. Sie Serfügung
beS SlmtSblattlcfcnS auf ben Sünften ift übrigen» nodj nidit

abgcfctyafft, wenn fdjon bon ben wcnigftcit babon ©ebraudj

gemadjt wirb.
Gütigen Grfag für ein officielles Statt bot feit 1700

eine tyanbfcljriftltdje Seitung, ber fog. SïattySjcttet, wobott einige

Grcmplarc benjenigen, Weldje mit StcgicrungSgtiebcrn nätyer

tu Serbinbung ftattbett, ju ©efidjtc famen. Gr enthielt aber

bloS magere SlttSjüge aus ben Scfchlüffen be» ©rofeett unb

Kleinen Stättye» unb war ohne Grflärung ntdjt wotyl ber;

ftätiblicty.

5Dic erfte öffcntlidjc ßcfyrcdjmig über $)rr(jcitgclegcul)eitrtt

in Safel.

Stadjbem im bortyergetjenben berfudjt werben, bie Ser;
tjättniffe ber politifdicn uub übrigen periobifdjen Sreffe bor
1798 nätyer barjuftetten, fott bie Uebergangêjett bor Ginfüty;

rung ber tyelbetifdjeit Serfaffuug ju Safet befproetyen werben.

Sie Serantaffung baju bietet ein acabemifdier Sortrag,
ber 1790 ju Slnfang ber franjöfifdjen Stebolution bon einem

angetyenben Sdjüler ber Stecbtswiffenfdjaft, S°ty* SReriatt, ift
abgetyatten unb tyemaa) bem Srude übergeben worben, att

Weldjer Sdjrift ber präfibirenbe Secan, «Profeffor be» Statur;
redjteS unb ber Gttyif, Dr. Heinricty Sttytyitter, wotyl audj etiti;

gen Slnttyeil mag genommen tyaben. GS war ein noch fctyücty;

temer Serfudj, über einen ©egenftanb fidj auSjufpredjen, ber

15
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Es fehlte aber überhaupt damals uoch gar vieles, was man

heutzutage als unentbehrliches Bedürfniß des Tages anzusehen

gewöhnt ist-. Ein von der übrigen Welt abweichender

Stundenschlag, keine Bezeichnung der Straßen, keine Nnnunerirung
der Häuser nnd dcr Liegenschaften, und so noch manches

andere mehr. Das dringendste, dcn richtigen Stundcnschlag, die

Nnnunerirung und das Amtsblatt brachte das Jahr 1793,

das übrige ist erst später nachgeholt worden. Die Verfügung
des Amtsblattlcscns ans den Zünften ist übrigens noch nicht

abgeschafft, wcnn schon von dcn wenigsten davon Gebrauch

gemacht wird.
Einigen Ersatz für ein officicllcs Blatt bot seit 1700

eine handschriftliche Zeitnng, der sog. Nathszcttel, wovon einige

Eremplare denjenigen, welche mit Rcgicrnngsglicdcrn näher

in Verbindung standen, zu Gesichte kamen. Er enthielt aber

blos magere Auszüge aus den Beschlüssen des Großen und

Kleinen Rathes und war ohnc Erklärung nicht wohl
verständlich.

Dic erste öffentliche Besprechung über preßangelegenheiten

in Lasel.

Nachdem im vorhergehenden versucht worden, die

Verhältnisse der politischen uud übrigen periodischen Presse vor
1798 näher darzustellen, soll die Ucbergangszeit vor Einführung

der helvetifchen Verfassung zu Basel besprochen werden.

Die Veranlassung dazu bietet ein academischer Vortrag,
der 1790 zu Anfang der französischen Revolution von einem

angehenden Schüler der Rechtswissenschaft, Joh. Merian, ist

abgehalten und hernach dem Drucke übergeben worden, an

welcher Schrift der prcisidirende Dccan, Professor des Naturrechtes

und der Ethik, Dr. Heinrich Rhhiner, wohl auch einigen

Antheil mag genommen haben. Es war ein noch schüchterner

Versuch, über einen Gegenstand sich auszusprechen, der

15
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bereits bie ganje gebilbete Sßclt bcfdjäftigt tyatte. gür Safel
tyatte er aber befetyalb Sntereffe unb mag atS ein Seidjen ber;

änbcrtcr Seitrictytuitg betradjtet werben, weit, fo biel befannt,
baS crftenial tyier gewagt würbe, etwa» über Srefefreitycit

bruden ju taffen, weldjeS jwei Satyre frütyer fctywerlidj würbe

geftattet worben fein. Sdjon ber Sitel ber Sctyrift ift ge;

eignet, bie Steutyeit biefer Slrt Scfpredjuitg nätyer ju bejeietynen.

Gr lautet: „Sft in einem gefitteten Staate bte Srefefreitycit

ju geftatten?" Ser Serfaffer tjütet fidj befewegen wohl, feine

eigene Slnfidjt über biefe neue grage beS SageS funb ju gc=

ben, fonbern begnügt ficty, bie Sor; unb Stactyttyeile ber Srefe;

freityeit aufjujätyten.
Ser erftern erwätynt er nur Wenige, aber gleidjwotyl er;

wätytit er fie, inbem er ju berftetyen giebt, bafe biefe greityeit
metyr ©etcgcntyeit barbicte, als ba» biStycrige Serfatyrcn, SSatyr;

tyeiten, gortfetyritte aller Slrt einem weitern Seferfrei» jugäitg=
Iidj ju madjen. gemerS tonnten „borgetyenbe SRifebräudjc

aufgebedt" unb audj bertyinbert werben, weit man bte Dcffeut;

lidjfeit bodj fcljeucn muffe, — burcty biefelhe (er berftanb watyr;

fdjeinlidj, burdj eine freie periobtfdje Sßreffe) tonnten uinlau;
fenbc falfctyc ©crüdjte bici febnetter wiberlegt werben.

SllS Stadjttyeile ber greffe in inoralifdjcr uub religiöfer
Sejieljung jätylt cr auf: bie Ueberftttttjung be» Südjcrmarttc»
mit fdjledjtcm Scfcftoff in Südjern, Srofdjürcn unb Scitfdjriftcu,
weldjer befonberS in Sioiitanen fdjäblidj auf bie unerfahrene

Sugenb unb anbere unerfahrenen Seute ciuwirfeit muffe. SllS

ferneren Stactyttyeil : tak nacty Slbfdjaffttng ber Genfur bie Sreffe

nidjt metyr bloS bem gebilbeten Sublifum ju ©ttte fomme unb

bon bemfelben benügt merbe, fonbern unter bem Sedniantel
ber Stnoittyiuität audj bon ben fdjledjteften Scuteii, weldjen,
wenn man fie tenute, nieinanb Sldjtttng bejeugen würbe, unb
bte {eben Gtyrenmann unb jebeS «Scrtyältttife, baS bistyer als
etyrwürbig unb adjtungSWertty angefetyen Worben, mit Kotty
bewerfen fönnen.
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bereits die ganze gebildete Welt beschäftigt hatte. Für Basel

hatte cr aber deßhalb Interesse und mag als ein Zeichen

veränderter Zeitrichtung betrachtet werden, weil, so viel bekannt,

das erstemal hier gewagt wurde, etwas über Prcßfreihcit
drucken zu lassen, welches zwei Jahre früher schwerlich würde

gestattet worden sein. Schon der Titel dcr Schrift ist

geeignet, die Neuheit dieser Art Besprechung näher zn bezeichnen.

Er lautet: „Ist in einem gesitteten Staate die Prcßfrciheit

zu gestatten?" Der Verfasser hütet sich deßwegen wohl, seine

eigene Ansicht iibcr dicse neue Frage des Tages kund zn

geben, sondern begnügt sich, die Vor- nnd Nachtheile dcr Prcß-
sreihcit aufzuzählen.

Dcr ersteru erwähnt er nur wenige, aber gleichwohl
erwähnt er sie, indem er zu verstehen giebt, daß dicse Freiheit
mehr Gelegenheit darbiete, als das bisherige Verfahren, Wahrheiten,

Fortschritte aller Art cincin western Leserkreis zugänglich

zu machen. Ferners könnten „vorgehende Mißbräuche

aufgedeckt" und auch verhindert werden, weil man die Ocffent-

lichkeit doch scheucu müssc, — durch dieselbe (er verstand

wahrscheinlich, durch eine freie periodische Prcssc) könntcn nmlau-

fcndc falsche Gerüchte viel schneller widerlegt werden.

Als Nachtheile dcr Presse in moralischer und religiöser
Beziehung zählt er ans: die Ueberfluthuug des Büchermarktes
mit schlechtem Lesestoff in Büchern, Broschüren und Zeitschriften,
welcher besonders in Nomanen schädlich aus die unerfahrene

Jugend und andere unerfahrenen Leute einwirken müsse. Als
scrncrcn Nachtheil: daß nach Abschaffung der Ccnsnr die Preste

nicht mehr blos dem gebildeten Publiklim zu Gute komme und

von demselben benützt werde, sondern unter dem Deckmantel

der Anonhmitüt auch von den schlechtesten Leuten, welchen,

wenn man sie kennte, niemand Achtung bezeugen würde, und
die jeden Ehrenmann und jedes Verhältniß, das bisher als

ehrwürdig und achtungswerth angesehen worden, mit Koth
bewerfen können.
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SBeitit audj bie greffe wirflidje SRifebräudje in ber Ser;
waltung aufbede, fo flette fie tibertyaupt aUe unb jebe gefeg;

lidie Drbnung in grage, bewirfc Uttjufriebcittycit mit allem

Seftetyenben, fdjwäche bie fo nottywenbige Staatsgewalt, er;
fdjwere eine georbnctc Stegierung; fic werbe aucty bie etyrwur--

bigc ©ciftlidjfcit nictyt fdjonen unb, ba baS Solf jwifctyen Set';
foncit unb Sadjcit nidjt ju unterfdjeibcu bermöge, aucty bas

rcligiöfe Scheu gefätyrben. Giiblidj jerftöre cine ungebunbene

Sreffe im «Srtbatlcbcn jcbe ©eitiüttylidjfeit, jebeS Sidjgctyeti;

laffen ber uiifctjiilbigftcn «Slrt, jietje alles, waS angefetyene unb

tibertyaupt befanntlidje Serföntictyfeiten betreffe, ins Sädjcrlidje,
gebe atte» beni Hotync beS grofeen SublifitntS preis (eine Sc;
merfung, bie jegt faft überall geiuactyt wirb, wo bie SBigbtätter
uub Socalblättcr feit einigen Satyren bie perfön lidjen Sertyält;
niffe ju befpredjeu angefangen tyaben, bie aber in einer Sctyrift
bon 1790 auffallen mufe, nadjbcnt mau erft wenige Grfaty;

rangen ju faiumcln im Staube war).
SRan mufe fdjliefelidj bei Scurtljcilung biefer Grörteruttgcn

nidjt übcrfcljcn, bafe 1790 im bciiactybarten grattfreid) bte

Sreffe bereits ju einem foldjen ©rabc ber SluSfdjreitung ge;

langt war, bafe ber «JRifebraitdj, ber tyicriit getrieben würbe,

für Sewotyner eine» gefitteteu Staates etwas abfdjredenbeS

barbot, fo bafe in ber Srefefrettyeit wenig «RadjatytmmgSmerttyeS

gefunbeu werben fomite. GS fetylte audj ben franjöfifctyen ©e;

ridjten batnatS an ber erforberlidjcn Uebung unb geftigfeit,
utn gegen biefe SRifebräudje eine SdjugWetyr ju gewätyren, unb
ber junge Serfaffer unb watyrfdjeinlidj audj biejenigen SRänner,

welctye etyer für als gegen eine freiere Scweguttg eingenom;
men Waren, müfeten nottyitsenbig in ityrem Urttyeite barüber ju;
rüdtyaltenb merben, wie weit matt benn eigentlicty in grei;
gebung ber Sreffe getyen bürfe, unb ob man audj baju getyörig*

borbereitet fei.
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Wenn auch die Presse wirkliche Mißbräuche in dcr

Verwaltung aufdecke, so stelle sie überhaupt alle und jede gesetzliche

Ordnung in Frage, bewirke Unzufriedenheit mit allem

Bestehenden, schwäche die so nothwendige Staatsgewalt,
erschwere eine geordnete Regierung; sie werde auch die ehrwürdige

Geistlichkeit nicht schonen nnd, da das Volk zwischen

Personen nnd Sachen nicht zu unterscheiden vermöge, auch das

religiöse Leben gefährden. Endlich zerstöre eine umgebundene

Presse im Privatleben jede Gemiithlichkeit, jedes Sichgchen-

lassen dcr unschuldigsten Art, ziehe alles, was angesehene und

überhaupt bekanntlich« Persönlichkeiten betreffe, ins Lächerliche,

gebe alles dem Hohne des großen Publikums preis (eine

Bemerkung, die jetzt fast iiberall gemacht ivird, ivo die Witzblätter
und Localblattcr seit einigen Jahren die persönlichen Verhältnisse

zu besprechen angefangen haben, die aber in einer Schrift
von 1790 auffallen muß, nachdem man erst wenige

Erfahrungen zu sammeln in: Stande war).
Man muß schließlich bei Beurtheilung dieser Erörterungen

nicht übersehen, daß 1790 im benachbarten Frankreich die

Presse bereits zu einem solchen Grade der Ausschreitung

gelangt war, daß der Mißbrauch, der hierin getrieben wurde,

für Bewohner eines gesitteten Staates etwas abschreckendes

darbot, so daß in der Prcßfrciheit wenig Nachahmungswerthes

gesundeil wcrdcn konnte. Es fehlte auch den französischen

Gerichten damals an der erforderlichen Ucbnng uud Festigkeit,

um gegen diese Mißbräuche eine Schutzwehr zu gewähren, und
der junge Verfasser und wahrscheinlich anch diejenigen Männer,
welche eher für als gegen eine freiere Bewegung eingenommen

waren, mußten nothwendig in ihrem Urtheile darüber

zurückhaltend werden, wie weit man denn eigentlich in
Freigebung der Presse gehen dürfe, und ob nian anch dazu gehörig»

vorbereitet sei.
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Strofgeridjtsbarheit in prrßfactyett vot 1798.

Sn faft alien StaatSberfaffungen berSteujeit ift ju lefen,

bafe bie Srefefreityeit gewährlciftet fei, feine borläufige Genfur

ftattfinben bürfe, SRifebräudje bon ben gewöhnlichen ©erietyten

nadj ben beftetyeubcn ©efegen beftraft werben follen. Siefe
Seftimmttngen wären bor 1789 faft nirgenb» auf bem gef>
tanbe ausführbar gewefen; ©efege über SluSfdjrcitungcn ber

Sreffe waren nodj nicht bortyanbcn, e? fehlte an Strafgcfeg;
büchern übertyaupt, wenn man bie beraltctc pcinttdje ©erictytS;

orbnung bon 1533 nidjt als nodj beftctycnb anfetyen will (au»;

genommen in etlichen gröfeeren Staaten ju Gnbe be» borigeu
SatyrtyunbertS). Sie StrafgerictytSbarfeit war meiften» in ben

Hauben ber SerwattungSbetyörbcn, bie in wichtigen gälten etwa

Statty bon StcdjtSfacultäten unb SledjtSgetetyrten eintyoltcn unb

in minber widjtigcn nacty SBiüfütyr urttyeitten; unb audi bie

SdiWeij tyat bou biefem allgemeinen StcdjtSjuftanb feine SluS;

uatyme gemadjt. SRan War nadj Slbfdjatfung ber Genfur faft
überalt in grofeer Serlegentyeit gewefen, bei Seurttyeitung bon

Srefebergctyen fidj jurcdjt ju finben. Sn Safet j. ÏK gab eS

neben bem Stabtgeridjte nodj eine SRengc Heitrerer ©eridjt»;
barfetten, wo „Sctymadj; unb Scljclttyänbcl" (nadj bem SluS;

brade ber ©erictytSorbnung) eingeflagt werben fonnten, beren

SRitgtieber aber in bergleictyen Sactyen meift feine Uebung be;

fafeen, fo bafe beteibigte 5ßribatperfonen nur fctywer ju ityrem

Stedjte gelangen fonnten. "
Seleibigiingen gegen Setyörben

würben bon biefen felbft geatynbet nadj jedesmaligem Selieben

unb SBittfübr. Sor altem waren alfo faft überall gefcglidje

Seftimmungen unb uuabtyängige ©ertchtsftetten bonnöttyen, etye

bie Genfur abgefctyafft werben tonnte.
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Strafgerichtsbarkeit in preßsachen vor 1798.

In fast allen Staatsverfafsungcn der Neuzeit ist zu lesen,

daß die Prcßfreiheit gewährleistet sei, keine vorläunge Censur

stattfinden dürfe, Mißbräuche von den gewöhnlichen Gerichten

nach dcn bestehenden Gesetzen bestraft werden sollen. Diese

Bestimmungen wären vor 1789 fast nirgends ans dein

Festlands ausführbar gewesen; Gesetze über Ausschreitungen dcr

Presse waren noch nicht vorhanden, es fehlte nn Strafgesetzbüchern

überhaupt, wenn man die veraltete peinliche Gerichtsordnung

von 1533 nicht als noch bestehend ansehen will
(ausgenommen in etlichen größeren Staaten zu Ende des vorigen
Jahrhunderts). Die Strafgerichtsbarkeit war meistens in dcn

Händcn der Verwaltungsbehörden, die in wichtigen Fällen etwa

Rath von Ncchtsfacultäten nnd Rechtsgclchrtcn einholten und

in minder wichtigen nach Willkühr urtheilten; und auch die

Schweiz hat von diesem allgemeinen Ncchtszustand keine

Ausnahme gemacht. Man war nach Abschaffung dcr Censur fast

überall in großer Verlegenheit gewesen, bei Beurtheilung von

Preßvergchen sich zurccht zu sindcn. In Basel z. B. gab es

neben dem Stadtgerichte noch eine Menge kleinerer

Gerichtsbarkeiten, ivo „Schmach- und Schclthändcl" (nach dcm

Ausdrucke dcr Gerichtsordnung) eingeklagt werden konnten, deren

Mitglieder aber in dergleichen Sachen meist keine Uebung
besaßen, so daß beleidigte Privatpersonen nur schwer zu ihrem

Rechte gelangen konnten. ' Beleidigungen gegen Behörden
wurden von diesen selbst geahndet nach jedesmaligem Belieben

und Willkühr. Vor allem waren also fast überall gesetzliche

Bestimmungen nnd unabhängige Gerichtsstcllen Vonnöthen, ehe

die Censur abgeschafft werden konnte.
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Bte fdjttmjcrifdje plittfd)e greife wätyrenb ber Satyre

1798-1803.

Gnblidj rüdte ber Seitpunft tyerait, in Welchem nadj beut

Seifpiet uub unter beut Ginflufe bon granfrcicty faft alle feine

Stadjbarfiaaten einer gänjlidjen UmWanblung ityrer bistyerigen

Sertyältniffe fidj unterjietyen müfeten. So auch bie Sdjwcij.
Hier war 1798 eine ber franjöfifdjen Serfaffuug naetygebitbete

Gonftitutton borgefdjlagen unb ttyeilS freiwillig angenommen
(weil feine anbere SBatyl übrig blieb), ttyeilS aber mit SBaffciu

gewalt aufgebrungen worben. Sie euttyielt aucty einige SBorle

über Srefefreityeit, nicht» aber bon fctyügenben Seftimmungen
für btefelbe, noch weniger Seftimmungen über, bie Slrt unb

SBeife ber Sltynbung beS SRifebrauctyS. SBie wenig ernft eS ben

Urhebern unferer tyetbetifctyen Stebolution mit ©ewätyruug

wirflidjer greityeiten für bas Solf gewefett fei, mag ber ein;

fadje SBorttaut gerabe berjenigen Seftimmungen barttyun, welche

in ber franjöfifctyen Driginalberfaffung tmb ber tyelbetifctyeu

Stadjbitbung in Setrerf ber freien SReinungSäufeerung eutljalten
gewefen ftnb. Sie franjöfifdje Serfaffuug boni Satyre 1795
hatte im Slrtifel 353 iu flären SBorten folgenbe» feftgefegt:

„nul ne peut être empêché de dire, écrire, imprimer et
publier sa pensée. Les écrits ne peuvent être soumis à

aucune censure avant leur publication. Nul ne peut être
responsable de ce qu'il a écrit ou publié que dans les

cas prévus par la loi." Siefe ©rimbjäge Waren fdjon 1789

unb 1791 auSgefproctyen worben, uub metyr ober weniger nur
ein Slbbrud berjenigen gewefen, welctye in ben amerifanifdjeit
Serfäffungen feit 1776 ju lefen finb. Sßcttn aucty bie 31 uS;

fütyrung berfelben nidit immer ben SBorten entfvrad), fo

war bodj ber ©runbfag felbft nidit angefodjten Würben.

Slllcin in ber tyelbetifctyen Scrfaffung fetylte fogar ber

©runbfag. Ser Serfaffer tyatte jwar im Gingange ein neues

Seitalter ber greityeit angefünbigt unb bie uttberäufeerlictyen
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Die schweizerische politische Presse während der Zahre

1798-1803.

Endlich rückte der Zeitpunkt heran, in welchem nach dem

Beispiel und unter dem Einfluß von Frankreich sast alle seine

Nachbarstaaten einer gänzlichen Umwandlung ihrer bisherigen
Verhältnisse sich unterziehen mußten. So anch die Schweiz.

Hier war 1798 eine der französischen Verfassung nachgebildete

Constitution vorgeschlagen und theils freiwillig angenommen
(weil keine andere Wahl übrig blieb), theils aber mit Waffengewalt

aufgedrungen worden. Sie enthielt auch einige Worte
über Prcßfreibeit, nichts aber von schützenden Bestimmungen

für dieselbe, noch weniger Bestimmungen über, die Art und

Weise der Ahndung des Mißbrauchs, Wie wenig ernst es dcn

Urhebern unserer helvetischen Revolution mit Gewährung
wirklicher Freiheiten für das Volk gewesen sei, mag der

einfache Wortlaut gerade derjenigen Bestimmungen darthun, welche

in dcr französischen Originalvcrfassung nnd der helvetischen

Nachbildung in Betreff der freien Meinungsäußerung enthalten
gewesen sind. Die französische Versassung vom Jahre 1795

hatte im Artikel in klaren Worten solgendcs festgesetzt:

.,nul ns osnt ötrs emvösluz cls clirs, sorirs, iinvriinsr st
»ukiior Ar vsnsss. I>es écrits ns nsuvsnt ötrs soumis à

aucuns oensurs avant lsur nulilioation. Xul ns «sut êtrs
resnc>n«:cl)1s cls ss c^n'il a scrit «u vulzlis Hus clans lss

sas vrsvns oar la, Ivi." Dicse Grundsätze warm schon 1789

und 1791 ausgesprochen worden, und mehr oder weniger nur
ein Abdruck derjenigen gewesen, welche in dcn amerikanischen

Versassungen seit 1776 zu lesen sind. Wenn auch die

Ausführung derselben nicht immer dcn Worten entsprach, so

war doch der Grundsatz selbst nicht angefochten worden.

Allein in der helvetischen Verfassung fehlte sogar der

Grundsatz. Dcr Verfasser hatte zwar im Eingange ein neues

Zeitalter der Freiheit angekündigt und die unveräußerlichen
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Stectyte ber SRenfctytyeit fämmtlidj aufgejätylt. Statt jener

fidjernben Seftimmungen ber franjöfifdjen Serfaffuug waren
aber im Slrt. 7 ber tyetbetifdjen Gonftitution fein anbereS SBort

als folgenbe nictytsfagenbe Styrafen ju lefen gewefen: „Sie
Srefefreityeit ift eine uatürlidje golge beS Stedjte», baS jeber

tyat, Unterridjt ju ertyatten" — eine Unbeftimmttyeit, bie es

ganj in bie SBittfütyr ber neuen Sicgentcn ftellte, mit biefem

Stedjte umjugetyen, wie fic wollten; biefe tyat fidj balb nadjtycr

genugfam gejeigt.

Siefeiben Seute, Weldjen bie beftetyenben StaatScinridi-

tuitgcn juwiber waren, unb bie burdj Sdjrift unb SBort unb

jttlegt burdj SBaffengcwalt biefelben unabläffig befetybet hatten,
müfeten naturgemäfe borausfegen, bafe aucty gegen bie neue

Staatsordnung wieber auf gleictye Söcife werbe berfatjrcn wer;
ben. SaS burfte aber nad) ityrer Slnfidjt burdjauS nidjt ge;
bittbct werben. SereitS im Stobetnber 1798 (fedjS bis adjt
SRonate nadj allmäliger Slnnatyme ber neuen StaatSorbititng)
fottute in bem aiutlidjcn Slattc unb in allen SocalamtSblät;

tem folgenbe» Seeret ber gefeggebenbcit Stättye gelcfcn werben :

„in Grwägung, bafe Uebelgefinnte (b. ty. mit ben SRafe;

regeln ber neuen SRactyttyaber nicht Ginberftanbcne) bie Sreffe
mifebraudjtett, um berberbtidj auf ben ©emeiitgcift ju Wirten,
benfelben berleiten ober berberben ju fönnen — in Grwägung,
bafe unter biefen «Dritteln feines berbcrblidjcr fei, als wenn

falfdje «Jtenigfeiteit, treutofe Sorgeben unb Gingcbuitgen aller

Slrt, um baS Sutrauen beS SolfeS abjuwenben unb ben ©ang
ber Stegierung ju tyemmen, burdj Sournale unb öffentlidjc
Stätter initgettyeilt werben — um biefen Uebeln ju begegnen,

bie auS einer langem Scadjfictyt entfpringen fönnen, werbe
befdjloffen: e» feien bie S°urnale, Seitungen uub öffent;
lidjen Slätter jeber Stri, bie irgenbwo in ber tyetbetifdjen Ste;

pubtit gebrudt Werben, unter unmittelbare Sluffidjt ber tyo-

lijei ju ftetten, unb eS foli jeber Serfaffer bon Slattern ge;
mclbetcr Slrt getyalten fein, ein Grnnplar bem Stegierungi-
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Rechte der Menschheit sämmtlich ausgezählt. Statt jener
sichernden Bestimmungen der französischen Berfassung waren
aber im Art. 7 dcr helvetischen Constitution kein anderes Wort
als folgende nichtssagende Phrasen zu lesen gewesen: „Die
Preßfreiheit ist eine natürliche Folge des Rechtes, das jeder

hat, Unterricht zu erhalten" — eine Unbestimmtheit, die es

ganz in die Willkühr der neuen Regenten stellte, mit diesem

Rechte umzugehen, wie sie wollten; dieß hat sich bald nachher

genugsam gezeigt.

Dieselben Leute, welchen die bestehenden Staatscinrich-
tungcn zuwider waren, und die durch Schrift und Wort nnd

zuletzt durch Waffengewalt dieselben unablässig befehdet hatten,
mußten naturgemäß voraussetzen, daß auch gegen die neue

Staatsordnung wieder auf gleiche Weise iverdc verfahren werden.

Das durfte aber nach ihrer Ansicht durchaus nicht
geduldet werden. Bereits im November 1798 (sechs bis acht

Moliate nach allmäliger Annahme der neuen Staatsordnung)
konnte iu dem amtlichen Blatte nnd in alle» Localamtsblat-
tcrn folgendes Deerct der gesetzgebenden Rathe gelesen werden:

„in Erwägung, daß Uebelgesinnte (d. h. mit den

Maßregeln der neuen Machthaber nicht Einverstandene) die Presse

mißbrauchten, um verderblich auf den Gcmcingcist zn wirken

denselben verleiten oder verderben zu können — in Erwägnng,
daß unter diesen Mitteln keines verderblicher sei, als wenn

falsche Neuigkeiten, treulose Vorgeben und Eingebungen aller

Art, um das Zutrauen des Volkes abzuwenden nnd den Gang
der Regierung zu hemmen, dnrch Journale und öffentliche
Blätter mitgetheilt werden — um diesen Uebeln zn begegnen,

die ans einer längern Nachsicht entspringen können, werde
beschlossen: es seien die Journale, Zeitungen und öffentlichen

Blätter jeder Art, die irgendwo in der helvetischen

Republik gedruckt werden, unter unmittelbare Aufsicht der

Polizei zu stellen, und es soll jeder Berfasser von Blättern
gemeldeter Art gehalten sein, ein Exemplar dein Regierungs-
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ftatttyalter einzuliefern, weldje» biefer beni tyelbetifdjen Strcc;
toritim mitttyeilcn werbe. Sodj foil biefeS Gremptar bejatylt
werben." (Später berlangte man jwei Grcmplare, Wobon
cine» gratis.) gerncrS tyeifet eS in biefem Secret: „gegen bie

gtugblätter, weldje burdj falfdjc ©erüdjtc, Scrläumbiitigcn
bie conftitutioncllen ©ewalten umjuftürjen ftidjen, follen bie

fctyärfften SRaferegcln genommen werben."

Safe biefer Scfdjlufe feine leeren Srotyungen enthielt, be-

wcifeii eine Steityc bon Strafproccffcn, welctye bor mandjen
Griminalgerictyten ber Sdjwrij gefütyrt würben, womit Safel
nidjt berfdjont blieb, inbem unter anbern auch blofec Serleger
nicht etwa nadj ber Strafweife ber alten Slriftocratie mit
bürgcrlidjem ©eWabrfaiu, fonbern mit wirtlictycr SuctytbauS;

ftrafc belegt worben finb. Sludj fctylte es nidjt an Sertyaf;

iungen bon irgenbwie berbäctytigen Serfoneit uub bereu Sib--

fütyrung als ©etfeeln iu entferntere Gantone ber Sdjwcij, ja
felbft nadj franjöfifdjen geftungen.

Siadj bem Sturje beS gewalttätigen Ijelbctifctjeu Strec;
toriumS Würben bie gebadjteit Secrete burdj neue ©efege bout
12. Suli 1800 unb 22. «Jtobcmber 1801 gcmilbcrt unb bloS

©ctbbufeeii bon 25—100 gr. (a. SB.) angebrotyt, audj mebrere

ber auSgcfprodjcncn Strafen aufgehoben. Sm übrigen blieb

aber bie Genfur fortbeftetyu. SaS erfietyt mau nictyt nur auS

bcmSutyalte beS legten SrefegefcgeS boni Satyre 1802, fonbern

audj aus metyrern Srefeproceffen bie in anbern Kantonen am
getyoben worben finb. Sn Safel fam es jwar feit 1799 ju
feinem eigentlidjen Srefeproceffe metyr, aber eS berbient er;

Wätynt ju werben, Wie eine bon ber Sìegenj ber SaSler feodj-

fctyule SlnfangS 1801 tyerauSgegebene Srudfctyrift bon ber tyel;

bctifdjen Stegierung angefetycn worben ift. SUS Sorwaiib bientc

bie Unterlaffung ber Sìennung beS SruderS unb beS Srud=

ortS; ba fie aber mit ben attbefannten Settern ber bamalS

wcitberiitymten HaaS'fdjcn Sdjriftgiefeerei erfebienen War, fo

fami jene Unterlaffung nur als Stebeufactye aiigcfetyeit werben.
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statthaltcr einzuliefern, welches dieser dein helvetischen Dircc-
torinm mittheilen werde. Doch soll dieses Exemplar bezahlt
werden." (Später verlangte man zwei Exemplare, wovon
eines gratis.) Ferners heißt es in diesem Décret: „gegen die

Flugblätter, welche durch falsche Gerüchte, Vcrläumdungcn
die constitutioucllcn Gewalten umzustürzen suchen, sollen die

schärfsten Maßregcln genommen werden."

Daß dieser Beschluß keine leeren Drohungen enthielt,
beweisen eine Reihe von Strafprozessen, welche vor manchen

Eriminalgerichten der Schweiz geführt wnrden, womit Basel

nicht verschont blieb, indem unter andern auch bloße Verleger
nicht etiva unch dcr Strafweise der alten Aristocratie mit
bürgerlichen: Gewahrsam, sondern mit wirklicher Zuchthausstrafe

belegt worden sind. Auch fehlte es nicht an Verhaftungen

von irgendwie verdächtigen Personen nnd deren

Abführung als Geißeln in entferntere Cantone der Schweiz, ja
selbst nach französischen Festungen.

Nach dem Sturze des gewaltthätigen helvetischen

Direktoriums wurden die gedachten Decrete durch neue Gcsctze vom
12. Juli 1800 uud 22. Novcmber 1801 gemildert und blos

Geldbußen von 25—100 Fr. (a. W.) angedroht, auch mehrere

dcr ausgcsprochcucn Strafen aufgehoben. Im übrigen blieb

aber die Censur fortbestehn. Das ersieht man nicht nur aus
dem Inhalte des letzten Preßgesctzes vom Jahre 1802, sondern

anch aus mehrcrn Prcßprocessen die in andern Kantonen

angehoben worden sind. In Basel kam es zwar seit 1799 zu
keinem eigentlichen Preßprocesse mehr, aber es verdient

erwähnt zu werden, wie eine von der Regenz der Basler Hochschule

Anfangs 1801 herausgegebene Druckschrift von der

helvetischen Regierung angesehen worden ist. Als Vorwand diente

die Unterlassung der Nennung des Druckers nnd des Druckorts;

da sie aber mit den allbekannten Lettern der damals

weltberühmten Haas'schcn Schriftgießerei erschienen war, so

kann jene Unterlassung nur als Nebensache angesehen werden.
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Sie tyetbetifdjen Setyörben tyatten angefangen, an Stiftungen,
bie Uniberfität unb baS Gtyorftift St. Seter (woraus metyrere

Socenten befolbet Witrben), bie Hanb ju legen, bie Stegenj

wollte itynen baS Stedjt tyieju ftreitig madjen unb gab in ityrer

Srudfdjrift nidjt unbeuttidj ju berftetyen, bafe ityr Serfatyren
als unbefugte Stninafeung ju betradjten fei, unb inbem fie alle

StiftuttgSurfimbcu abbruden tiefe, betyauptete fie, barauf ge;

ftügt, bie Uniberfität fci Gigenttyuttt ber Stabtgenteiube Safel'
uub feiner obent ©ewalt ftetye eS ju, über biefeö ftäbtifche Gi;

gcnttyum wiberredjtlidj berfügen ju fönnen. Ser tyelbettfclje

SottjietyungSratty fanb, bafe biefe „Seiuerfungeii in biefem Si;
bette (fo Warb bie Sdjrift bcjeidjuct) fowotyt baSSlufeljcn ber

Stegierung, als aucty bie gcbütyrcnbe Sldjtuitg työdjlicty berleg;

ten," unb befatyl bem StcgierungSftatttyaltcr (bamalS Sfdjoffc),
bie Stegenj iu aufeerorbenttidjer Sigttng ju berfammeln, ityr

iai työchfte SRifefatten ber Stegierung über obige» Sibett ju
bejengen, foldje crnftltcty an ityre >pftiditen ju erinnern unb

ben Stamen ber Serfaffer in bas Srotofott ber Stegenj ein;

tragen ju taffen.
Set allen obgenannten SRafercgetn ber potijcilidjcn Seatif;

fidjtigung ber politifdjen Sdjriften tyatte man c» bciiuodj immer

beriiiicben, baS an bte alte Slriftofratie eriitnernbe SBort Genfur
förmlidj attSjttfprecben. Gnblich als eS mit beut tyelbetifeben

SBefen wirftidj beut Gnbe jugieng uttb man beim Solfe guten
SBillen für baffelbe fidj berfctyaffen wollte, loarb burdj ein

©efeg bom 2. Suni 1802, welctye» überfetyrieben ift: „Sluf;
tyebung ber Genfur iu Helbetien", für gut befunben,
ber feit 4 Satyren getyaiibtyabten SRaferegel ben watyren Scaincu

beijulegett unb foldje förmlidj aufjugebeu. „Sebocty fci ben

Statttyatteru aufgetragen, auf alle Srudfdjriften politifdjen
SntyattS ein wactyfameS Sluge ju Ijaben unb, wenn rutyeftörciibc
ober fonft ber öffentlichen Drbnung jitwiberlaufenbe Sleufee;

rangen jum Sorfdjein fämen, beren Serbreitung ju tyetnmen

unb bie Urtyeber geriebttidj belangen ju (äffen unb ber ©entrai;
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Die helvetischen Behörden hatten angefangen, an Stiftungen,
die Universität und das Chorstift St. Peter (woraus mehrere

Docenten besoldet wurden), die Hand zu legen, die Regenz

wollte ihnen das Recht hiezu streitig machen und gab in ihrer
Druckschrift nicht undeutlich zu verstehen, daß ihr Verfahren
als unbefugte Anmaßung zu betrachten sei, und indem sie alle

Stiftungsurkundeu abdrucken ließ, behauptete sie, darauf
gestützt, die Universität sei Eigenthum der Stadtgcmeinde Basel"
und keiner obern Gewalt stehe es zn, iiber dieses städtische

Eigenthum widerrechtlich verfügen zu können. Der helvetische

Vollziehungsrath fand, daß diese „Bemerkungen in diesem

Libelle (so ward die Schrift bezeichnet) sowohl das Ansehen der

Negierung, als auch die gebührende Achtung höchlich verletzten,"

und befahl dein Negiernngsstatthaltcr (damals Zschokke),

die Ncgenz in außerordcntlicher Sitzung zu versammeln, ihr
das höchste Mißfallen der Regierung über obiges Libell zn

bezeugen, solche ernstlich an ihre Pflichten zu erinnern nnd

den Namen der Verfasser in das Protokoll der Ncgenz

eintragen zu lassen.

Bei allen obgenannten Maßregeln der polizeilichen Beauf-
sichtignng der politischen Schriften hatte man cs dennoch immcr
vermieden, das an die alte Aristokratie erinnernde Wort Censur
förmlich auszusprechen. Endlich als es mit dem helvetischen

Wesen wirklich dem Ende zugicng und man beim Volke guten
Willen für dasselbe sich verschaffen wollte, ward durch ein

Gesetz vom 2. Juni 1802, welches überschrieben ist:
„Aufhebung der Censur in Helveticn", für gut befunden,
dcr scit 4 Jahren gehandhabten Maßregel den wahren Namen

beizulegen und solche förmlich aufzugeben. „Jedoch sei dcu

Statthaltern aufgetragen, auf alle Druckschriften politischen

Inhalts ein wachsames Auge zu haben und, wenn ruhestörendc
oder sonst der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufende
Aeußerungen zum Vorschein kämen, deren Verbreitung zu hemmen
und die Urheber gerichtlich belangen zu lassen uud der Central-
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gewalt fogtctdj bon ityren Serfügungen Kcnntnife ju geben."

Sugteidj würben Snider unb Serleger für bie Serfaffer ber;

aiitwortlidj erftärt itt Setreff einer ©etbftrafe bis 100 gr.
Sobict über bie Srefejuftäube in ber Sdjwrij jur Seit

ber tyetbetifdjen Stepubtif.
GS waren wätyrenb berfelben metyrere officielle Seitungen

in ber Sdjwrij gegrünbet worben. Sanebcn tyatten bie frütyer

bcftanbencit, nictyt jatylreidjeu Slätter jum gröfeertt Styeil ityr
Safein fortgefegt. S11 Safel tyingegen tyatte mit Gnbe 1797
bie bistyerige Seituiflj ityr Gnbe erreietyt unb einem neuen

Slatte (bertegt bon Samuel gltd unb rebigirt bon einem

fexn. Gafpar SBeife), genannt „Dberrtyeinifdje Seitung" Slag
gemadjt. Stacty ben ftrengett Secreten bom «Jtob. 1798 wollte
niemanb biefe Unternetymung länger fortfegen, unb Safet tyat

bon ba an eine geraume Seit einer befonbern Seitung ent-

betyreu muffen.
Sie tyctbetifctye Gtntyeit»;3tcgieruitg tyatte fidj nur fo lauge

tyalten fönnen, als fraitjöfifdjc Sruppen ityr jur Seite ftanben.

Kaum waren biefelben int Herbfte 1802 abgejogen, fo bradj
ber SolfSaufftanb faft überall lo», unb bie göberatib--Stegie;

rung warb wieber tyergeftellt. Stufs neue erfolgte aber Gin;
utarfety ber granjofen uub Herftellung ber Helbetif. SaS

.Cbertyaupt ber franjöfifdjen Stepublif berief bie Slbgeorbneten
aller Sartrien nadj Sari», wo unter beut Seamen „«JRebta;

tionSacte" mit itym eine neue Serfaffuug auf ber ©runblage
ber Selbftänbigfeit ber Kantone in allen innern Slngelegett;

tyciteu beretnbart worben ift (19. gebruar 1803), worauf bie

alten Stamen ber Setyörben unb ityre SBirffamfeit in allen
alten Gantotteit Wiebertycrgcftellt worben finb. So aua) ju
Safel, wo neben einer Unjatyl bon alten Setyörben bereits" am
22. Sept. 1803 audj bie etyemalige Geufurfotumiffiott wieber

eingefegt worben ift. (©ef. Samml. I, 154). Sn ätynUcijer

SBeife Würbe aucty in anbern Kantonen bie Sreffe unter Stuf;

fietyt geftcllt. GS Wäre aucty nidjt anber» inöglid) gewefen,
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gcwalt sogleich von ihren Verfügungen Kenntniß zu geben."

Zugleich wurden Drucker nnd Verleger für die Verfasser

verantwortlich erklärt in Betreff einer Geldstrafe bis 100 Fr.
Soviel über die Preßzustände in der Schweiz zur Zeit

der helvetischen Republik.
Es waren während derselben mehrere officielle Zeitungen

in dcr Schweiz gegründet worden. Daneben hatten die früher
bestandenen, nicht zahlreichen Blätter zum großem Theil ihr
Dasein fortgesetzt. In Basel hingegen hatte mit Ende 1797
die bisherige Zeitung ihr Ende erreicht und einem neuen

Blatte (verlegt von Samuel Flick und rcdigirt von einem

Hrn. Caspar Weiß), genannt „Oberrheinische Zeitung" Platz
gemacht. Nach den strengen Decreten vom Nov. 1798 wollte
niemand diese Unternehmung länger fortsetzen, nnd Basel hat
von da an eine geraume Zeit einer besondern Zeitung
entbehren müssen.

Die helvetische Einheits-Regierung hatte sich nur so lange

halten können, als französische Truppeu ihr zur Seite standen.

Kaum waren dieselben im Herbste 1802 abgezogen, so brach

der Volksaufstand fast überall los, und die Föderativ-Regie-

rung ward wieder hergestellt. Aufs neue erfolgte aber

Einmarsch der Franzosen und Herstellung der Helvetik. Das
Oberhaupt der französischen Republik berief die Abgeordneten
aller Parteien nach Paris, wo unter dem Namen
„Mediationsacte" mit ihm eine neue Verfassung ans der Grundlage
der Selbständigkeit der Kantone in allen innern Angelegenheiten

vereinbart worden ist (19. Februar 1803), worauf die

alten Namen der Behörden und ihre Wirksamkeit in allen
alten Cantonen wiederhergestellt worden sind. So auch zu

Basel, wo neben einer Unzahl von alten Behörden bereits'am
22. Sept. 1803 auch die ehemalige Censnrkommission wieder

eingesetzt worden ist. (Ges. Samml. I, 154). In ähnlicher

Weise wurde auch in andern Kantonen die Presse unter Aufsicht

gestellt. Es wäre auch nicht anders möglich gewesen,
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WenigftenS bent mädjtigeu Stadibar, SRebiator unb Sdjirmtycrr
gegenüber, weldjer feinen SBiberfpructy gegen feinen SBiffen

Weber batyeim nodj bei ben ©ränjftaateu bulbete unb in ben

bon itym ausgegangenen franjöfifdjen Scrfaffungett bon 1799,
1802, 1804 feine ©eWätyrletfttmg ber Srefefreitycit tyatte an;
erfeimen wollen.

Bte baBlcrifdjc poütifäjc pttffcvon 1803-1813.

gaft nodj ängftlictyer al» gegenüber granfrcicty wadjten
aber in ben meiften Kantoneit (bie neugefdjaffenen ctioa auê;

genommen) allerwärt» bie Setyörben barüber, bafe nichts SJiife-

beliebige» audj gegen fie felbft burdj bie Sruderpreffe befannt

geiuadjt werbe. SRctyrcre, worunter auch «Safel, jeigten tyiebei

eine Ginpfinblidjfeit, bie mau tyeut ju Sage für nidjt mehr

möglidj tyalten würbe.

StadjftetyenbcS Seifpiel, Welches in ber SdjWeij bieleS Sluf:
fetyen madjte, mag bie -bamalS borhcrrfdjcnbe Stictytung gc=

nttgfam fennjeietynen: Sn Slarau tyatte ber bort als gorft;
infpector angcftellte berütyinte Scbriftftellcr Heinricty Si*^0^0
feit 1804 ein 2Bod>cub(att tyerauSgegeben, betitelt „ber auf;
ridjtige Sctjweijcrbote", unter Scrlcgung bon fe. Stemigitt*
Sauerlänber, etycmaligcm Slngcftclttcn ber S. glidifdjen Sudj;
tyanblung in Safet, weldje biefe» Slatt audj tyier herausgab.
GS würbe in ber gcfatnmten beutfdjen Sdjwrij, aua) ju Safet,
biel gelefen wegen feines jum Styeil humoriftifetycn, juin Styeil

aucty in allen Steigen ber Deconomie belebrenben Sntyalts.
Srei bon Safel SlufattgS 1808 etngefanbte Slrtifet über

eine merfwürbige, bom Statty auSgefütyrte Serfügung be» Gri;
minalgeridjts gegen einen SRörber, wetctyer burcty Sclbftent;
leibung ber Hinrictytung juborgefommen war, — über ba»

Sanbfdjulwefen, — unb enblid» über bie bamaligcn üiöfctyait;

flauen, bie jum Styeil gegrünbet, aber etwas fattyrifety getyalten
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wenigstens dem mächtigen Nachbar, Mediator nnd Schirmherr
gegenüber, welcher keinen Widerspruch gegen seinen Willen
weder daheim noch bei den Gränzstaaten duldete nnd in dcn

von ihm ausgegangenen französischen Verfassungen von 1799,
1802, 1804 keine Gewährleistung der Prcßfreiheit hatte
anerkennen wollen.

Sie oaslerischc politische presse von 1803-1813.

Fast noch ängstlicher als gegenüber Frankreich wachten

aber in den meisten Kantonen (die nengeschaffenen etwa

ausgenommen) allerwärts die Behörden dariiber, daß nichts Miß-
beliebiges auch gegen sie selbst dnrch die Druckerpresse bekannt

gemacht werde. Mehrere, worunter auch Basel, zeigten hicbci
eine Empfindlichkeit, die man hent zu Tage fiir nicht mehr

möglich halten würde.

Nachstehendcs Beispiel, welches in der Schweiz vieles

Aufsehen machte, mag die damals vorherrschende Richtung
genugsam kennzeichnen: In Aarau hatte der dort als Forst-

inspcctor angcstclltc berühmte Schriftsteller Heinrich Zschokkc

seit 1804 ein Wochenblatt herausgegeben, betitelt „dcr
aufrichtige Schweizcrbotc", unter Verlegung von H. Remigius
Sauerländer, ehemaligem Angestellten der S. Flickischen

Buchhandlung in Basel, welche dieses Blatt auch hier herausgab.
Es wurde in der gcsmnmten deutschen Schweiz, auch zu Basel,
viel gelesen wegen seines zum Theil humoristischen, zum Theil
auch in allen Zweigen der Occonomie belehrenden Inhalts,

Drei von Basel Anfangs 1808 eingesandte Artikel über

eine merkwürdige, vom Rath ausgeführte Verfügung des Eri-
minalgerichts gegen einen Mörder, welcher durch Selbstentleibung

der Hinrichtung zuvorgekommen war, — iibcr das

Landschnlwcsen, — und endlich über die damaligen Löschan-

staltcn, die zum Theil gegründet, aber etwas sathrisch gehalten
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— jum Styeit audj entfteltt Waren, tyatten ben Unwillen ber

Stegierung bon Safel in bem ©rabe auf ficty gejogen, bafe

auf ber Stelle bie Herausgabe biefe» Statte» batyier berboten
würbe. SRati natym audj jum Sorwaube, bafe baS «Poftregat

umgangen werbe baburd», tak bie S. glidifdje Sudjtyanblung
ba» Slatt bon fidj aus berfdjidc. SergcbenS War im näctyften

Statte eine Sertdjtigung ju lefen gewefen, — bergeben» War
eine Sufdjrift bon Sf*01*'6 felbft, ber fidj in ber tyclbctifdjcn
Seit al» SicgicrungSftatttyattcr tyier beliebt gemacht tyatte, —
bcrgebcnS eine Sorftclluitg bon Saucrlänber, ber berfpradj,
alle Safel betrcffeuben Slrtifcl in Sntunft juerft ber tyiefigen

Genfur mitjuttyeiten, — bergebenS enblidj eine Sufictyerung ber

Stargauer Stegierung über ftrengere ^Prüfung burdj ihre Gen;

fur, — es beburfte faft eines botten SatyreS, etye man fid» tyier

befänftigen liefe unb gltd erlaubte, in Goncttrrenj mit ber

Soft ben Sdjweijerboten wieber bei itym abholen taffen ju
bürfen.

Hingegen Warb itym ein anbereS Segetyren runb abge;

fetytagen, nämlidj felbft eine 3eitung als gortfegung feiner
oberrtyeinifctyen tyerauSjugeben, ju weldjem Gnbe er fidj bereits

einen Stebactor aus Storbbeutfdjlanb, SB. Helfe, berfdjriebcn

tyatte. Sctyou bie blofee Slnfünbigung biefeS SortyabenS unb

ritte Ginlage jum SBodjenblatt warb als unerlaubte Sadje
angefetyen, unb ber Genfur beffere Sluffictyt auf bergleidjcn Se;

fauntinactyungen cingefdjärft. glid bat barauf, ba» Slatt
wenigftenS auf ein halbe? Satyr als Srobejeit ju geftatten,
unter Hinweifung auf bie bebeutenben Koften, bie er bamit

getyabt. StUein am- 30. Stobcmber 1808 warb gut befunben

ju erfennen: „fott bte Herausgabe irgenb einer Seitung batyier

männiglidjen unterfagt werben." Um feinen tyerbeigent;

feiten ©etetyrten ju befdjäftigcn, grünbete er tyierauf eine SRo;

natSfdjrift: „literarifcbeS UntertyaltungSblatt", WelctyeS aber

nidjt lange fein Safein ju friften bermodjte.

Sit jener Seit tyatte fidj aber ber Statty aucty nodj mit
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— zum Theil auch einstellt waren, hatten den Unwillen der

Regierung von Basel in dem Grade auf sich gezogen, daß

auf der Stelle die Herausgabe dieses Blattes dcchier verboten
wurde. Man nahm anch zum Vorwande, daß das Postregal
umgangen werde dadurch, daß die S. Flickifche Buchhandlung
das Blatt von sich ans verschicke. Vergebens war im nächsten

Matte eine Berichtigung zu lesen gewesen, — vergebens war
eine Zuschrift von Zschokke selbst, der sich in dcr helvetischen

Zeit als Ncgierungsstatthaltcr hier beliebt gemacht hatte, —
vergebens eine Vorstellung von Sauerländer, der versprach,
alle Basel betreffenden Artikel in Zukunft zuerst der hiesigen

Censur mitzutheilen, — vergebens endlich eine Zusicherung der

Aargauer Regierung über strengere Prüfung durch ihre Censur,

— es bedurfte fast eines vollen Jahres, ehe man sich hier
besänftigen ließ und Flick erlaubte, in Concurrcnz mit der

Post den Schwcizerboten wieder bei ihm abholen lassen zu

dürfen.

Hingegen ward ihm ein anderes Begehren rund
abgeschlagen, nämlich selbst eine Zeitung als Fortsetzung seiner

oberrheinischen herauszugeben, zu welchem Ende er sich bereits

einen Redactor aus Norddeutschland, W. Heise, verschrieben

hatte. Schon die bloße Ankündigung dieses Vorhabens nnd
eine Einlage zum Wochenblatt ward als nnerlaubte Sache

angesehen, nnd der Censur bessere Aufsicht auf dergleichen

Bekanntmachungen eingeschärft. Flick bat darauf, das Blatt
wenigstens auf ein halbes Jahr als Probezeit zn gestatten,

unter Hinweisung auf die bedeutenden Kosten, die er damit

gehabt. Allein am 30. November 1808 ward gut befunden

zu erkennen: „soll die Herausgabe irgend einer Zeitung dahier

manniglichen untersagt werden." Um seinen herbeigerufenen

Gelehrten zu beschäftigen, gründete er hierauf eine

Monatsschrift: „literarisches Unterhaltungsblatt", welches aber

nicht lange sein Dasein zu fristen vermochte.

Zu jener Zeit hatte sich aber der Rath auch noch mit
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ber ©eridjtSbarfeit über bie politifdje Sreffe ju befctyäf;

tigen ober mit anbern SBorten: Serwaltung§;Suftij barüber

auSjuüben, Weit gefegtictye Seftimmungen nocty ttidjt bortyanben

waren.*) Slufeer gebactytem S. glid fegte ftdj übrigens fein

tyiefiger Sudjtyänbler ber ©efatyr auS, wegen Srefebergetjcn

belangt ju werben. Sie brei fotgenben Seifpiele mögen bon
ber Slrt unb SBeife, wie biefe polijeilidje Srefejuftij geübt

würbe, einen Segriff geben. Sum Serftänbnife berfelben mufe

mau ficty jebodj iu bie bamatigcit Suftäitbe wätyrenb ber na;
poteonifetyen 2Bittfü(jr;Stcgierung tyiitcinbenteit. S'u ganjen
mittlem unb wcftlidjen Guropa gatt bon 1806 bis 1813 nur
ein cinjiger SBitte, ber beS franjöfifdjen KaiferS, ber nidjt nur
feinen SBiberfprudj butbete, fonbern aucty nidjt bon ferne ben

©ebanfen an einen foldjen auflommcu liefe unb furdjtbar bciu

jenigeit feine Ucbermacljt fütjten laffen fomite, ber nur wagte,
irgenbwie Steifet äufeern ju wollen.

Sm Stpril 1809 bradi ber öfterreidiifdj-franjöfifdje Krieg
aus. Sm3Rai erfdjien eine (beut b.erütymten gricbrid» Schlegel

jugefetyriebene) Sroflamation be» Grjty. Gart an bie Seutfdjen,
als glugblatt oon glid nactygebrudt, welche» im etyemal»

öfterreictyifdjen, bamalS ungerne babifa) geworbenen SreiSgau
biete Scrbreitung fanb. Sluf Sefdjwerbe ber franjöfifdjen ©e;

fanbtfdjaft erliefe ber Sanbammann ber Sctywetj, Soni» b'Slffrty,
eine Slufforberung an bie Stegierung bon Safel, ein foldje»

Unterfangen nadjbrüdlidj ju atynbeu, worauf ber Statty beut

glid jwei Sage ©efängnifeftrafe bktirte uub itym bei työtyerer

Sltynbting berbot, irgenb ein glugblatt nadjjubruden unb ju
berfaufen.

Siber felbft ein Stadjbrud aus ber franjöfifdjen officietten

Seitung, bem Moniteur universel, follte nictyt gebutbet Wer;

ben, wenn e» ben Sntereffen ber „grofeen Station" juwiber

*) diu (Srintinatgefefc tourbe erft 18*21, ein ptobtforifdje»' corrcctioitcllc»

©efep erfl 1825, ein bleibenbeS 1846, eine Spolijeiftraforbnung 1837 erlaffen.
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der Gerichtsbarkeit über die politische Presse zu beschäftigen

oder mit andern Worten: Verwaltungs-Justiz darüber

auszuüben, weil gesetzliche Bestimmungen noch nicht vorhanden

waren.5) Außer gedachtem S. Flick setzte sich übrigens kein

hiesiger Buchhändler der Gefahr aus, wegen Preßvergehcn

belangt zu werden. Die drei folgenden Beispiele mögen von
der Art und Weise, wie dicse polizeiliche Preßjustiz geübt

wurde, einen Begriff geben. Zum Verständniß derselben muß

man sich jedoch in die damaligen Zustände während dcr mi-
polconischen Willtühr-Negierung hineindenken. Im ganzen

mittlern und westlichen Europa galt von 1806 bis 1313 nur
ein einziger Wille, der des französischen Kaisers, dcr nicht nur
kcinen Widerspruch duldete, sondern auch nicht von ferne den

Gedanken an einen solchen aufkommen ließ und furchtbar
denjenigen seine Ucbermacht fühlen lassen konnte, der mir wagte,
irgendwie Zweifel äußern zu wollen.

Im April 1809 brach dcr österreichisch-französische Krieg
aus. Im Mai erschien eine (dem berühmten. Friedrich Schlegel

zugeschriebene) Proklamation des Erzh. Carl an die Deutschen,

als Flugblatt von Flick nachgedruckt, welches im ehemals

österreichischen, damals ungerne badisch gewordenen Vreisgeu
viele Verbreitung saud. Alis Beschwerde der französischen

Gesandtschaft erließ der Landamw.ann der Schweiz, Louis d'Affry,
eine Aufforderung an die Regierung von Basel, ein solches

Untcrsaugcn nachdrücklich zu ahnden, worauf der Rath dem

Flick zwei Tage Gefangnißstrase dictirte und ihm bei höherer

Ahndung verbot, irgend ein Flugblatt nachzudrucken und zu

verkaufen.
Aber selbst ein Nachdruck aus der französischen officielle,!

Zeitung, dcm Jlonitsur univsrssl, sollte nicht geduldet werden,

wenn es dcn Interessen der „großen Nation" zuwider

*) Ein Criminalzesctz wnrdc crû 18Z1, cin provisorisches corrcctioncllcs

Gesetz erst 1825, ein bleibendes 1646, cine Pclizeistrcifordnnng 1837 erlassen.
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War. glid glaubte, au» ber Steugierbe beS SublicumS Stugen

ju jietyen, wenn er baS berütymte, wotylberftanben amtlictye,

25fte Sütlctin, worin ber Stüdjug ber granjofen auS SRoSfau

jugegeben war, ju bcrbietfältigen tradjte. Sllfogleicty forbcrteu
bie franjöfifdjen Setyörben, „in Grwägung, bafe ber SaSler

Sctyabenfrcube über jebeS traurige Grctgnife, Welctye» granì;
reidj betreffe, nur aïljuwotyl befannt fci," abermals eine ftrenge

Slljnbung. Sodj gelang eS beut bamaligen Sanbaiitmaitn, bie

granjofen ju befänftigen baburd», bafe glid eine ernfte Ser;

Warnung ertyielt, unb bafe burdj Serorbnung Sletynlictyem bor;
gebeugt würbe; benn gleidj barauf, am 23. Stob. 1812, war
im KaiitouSblatt ein wiebcrtyoltcS Serbot beS StadjbrudS bon

irgenb weldjen politifdjen Steuigfeiteu unb glugblättern ju
lefen, „weil (fo lautet eS iu ©.;S. III, 303), ba feine Sei'
tungen batyier gebrudt werben, burdj bergleictycn einjelne

Scfauntntactyungen oft falfd»e «ituSlegungen unb übertriebene

©erüdjte beranlafet Werben fönnen." GS folgte alsbanu eine

Slufforbcrung, fidj befonberS an öffentlichen Drten alter fai;
fetyen Steuigfeiten ju enttyalten, attgciucffene Sehutfamfeit ju
.bcobadjten, u. f. w.

iDie ßasUrtfdje nolitifdje greffe »on 1814—1825.

Gin Satyr barauf erfolgte bereit» bie böttige Seficgung
bon Stapoleon I, nadjbcm bie Slttiirten benfelben bis über ben

Sttyein jurüdgebrängt tyatten.

Sie Sdjweij erlangte ityre Unabtyäugtgfeit bon granfreidj
unb burfte fidj felbft eine Serfaffung geben, unb aucty ben

einjelnen Kantonen würbe fotctyeS freigeftettt. Siber alles ge;
fetyaty bennoo) unter frembem Ginflufe, ber fia) jwar nictyt in
unmittelbaren Sefetylen, wie bon 1803—1813, fonbern in
Stattyfctylägen unb SBünfctyen ber ©rofemädjte bis 1830 auf
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war. Flick glaubte, aus der Neugierde des Publicums Nutzen

zu ziehen, wenn er das berühmte, wohlverstanden amtliche,
2öste Büllctin, worin dcr Rückzng der Franzosen aus Moskau

zugegeben war, zu vcrvielfältigeu trachte. Alsogleich forderten
die französischen Behörden, „in Erwägung, daß dcr Basier
Schadenfreude über jedes traurige Ereigniß, welches Frank-
reich betreffe, nur allzuwohl bekannt sei," abermals eine strenge

Ahndung. Doch gelang es dem damaligen Landammann, die

Franzosen zn besänftigen dadurch, daß Flick eine ernste

Verwarnung erhielt, und daß durch Verordnung Aehnlichem
vorgebeugt wurde; denn gleich darauf, am 23. Nov. 1812, war
im Kantonsblatt ein wiederholtes Verbot des Nachdrucks von
irgend welchen politischen Neuigkeiten und Flugblättern zu

lesen, „weil (so lautet es in G.-S. III, 303), da keine

Zeitungen dahier gedruckt werden, durch dergleichen einzelne

Bekanntmachungen oft falsche Auslegungen und übertriebene

Gerüchte veranlaßt werden können." Es folgte alsdann eine

Aufforderung, sich besonders an öffentlichen Orten aller
falschen Neuigkeiten zn enthalten, angemessene Behutsamkeit zu

beobachten, u. s. w.

die Saslerische politische presse von 1814—182Z.

Ein Jahr darauf erfolgte bereits die völlige Besiegung

von Napoleon I, nachdem die Alliirten denselben bis über den

Rhein zurückgedrängt hatten.
Die Schweiz erlangte ihre Unabhängigkeit von Frankreich

und durfte sich selbst eine Verfassung geben, und auch den

einzelnen Kantonen wurde solches freigestellt. Aber alles

geschah dennoch unter fremdem Einfluß, der sich zwar nicht in
unmittelbaren Befehlen, wie von 1803—1813, sondern in
Rathschlägen und Wünschen der Großmächte bis 1830 auf
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allerlei SBeife geltenb madjte. Sind) ber borerwätyntc glid
mufete eS empfinbcn, als cr otyne Slnfrageu bei ben Öfterret;

ctytfdjeu Setyörben wätyrenb beS Krieges eine Sroflamation ber

jurürfgefetyrteii SourbonS an bie granjofen int Srud tyerauS;

gegeben tyatte. SamalS wollte Defterreicty ben Sdjwiegcrfotyn
feine» KaiferS nodj auf bem Styron bon granfreidj ertyalten

uttb fütyrte befetyalb Klage bei bem Stättye bon Safel, weldjer
ben oft gewarnten Sudjtyänbter mit ettidjen Sagen fctyarfen

©cfättgniffeS. feitte Gtgenmädjtigfeit büfeett liefe. Sludj fpäter
fetytte eS niemals an Grinnerutigen unb Slufforberungen ber

fremben ©efanbten in ber Sctyweij an bie SunbeS; unb fait;
tonaten Stegierungen jur ftreugern Ueberwadjung ber Srefe;

polijei. Sou ©ewäljruitg ber Srefefreityeit fottute batyer nod»

feine Stehe fein. Sn feiner einjigen ber 25 KantonSberfaf;
futtgen bon 1814 ift bie Sreffe audj nur crwätyttt, aufeer in
berjenigen bon ©enf, aber audj ba nur mit bem 3"fage:
„wenn bie Umftänbe foldjeS nöttyig madjen, fo ftetyt bem

©rofeen Stättye ju, burdj befonbere Serfügungen ben ©ebraudj
ber Srefefreityeit ju befdjräntcn."

SBaS fonft bie KantonSberfaffungcu fämmtticljer Stäube

betrifft, fo tyerrfctyte bei benjenigen eibgen. Stäuben, weldje

frütyer Untcrttyauenlanbe getyabt, baS Seftrebcn bor, in ben

Stättyen ben etyemals regierenben gamitten baS Uebergewidjt

ju watyren, unb überall, felbft in ben neuen Kantonen, madjte

fidj ein ©eift ber SluSfdjliefelidjfeit bei ben Stegierenben be-

nterfbar, gegen weldjen fidj attmätig eine immer metyr unt ftety

greifenbc Sßiberftanbspartei ertyob, bie nur auf eine ©elegem
tyeit wartete, um fidj ftatt ber biStyerigen an bie Spige ju
ftetten.

Safe biefe gegenfeitigen Scftrebungen, bis eS enblidj 1830

jur Gntfdjeibung fam, nictyt otyne Ginflufe auf bie politifdje
«preffe jebeS einjelnen Kantons bleiben fonnten, war felbft;
berftänblia) anjunetymen, unb jwar nictyt bloS in Sejug auf
innere, fonbern aucty bei Sefprectyung äufeerer Slngelegentyeiten.
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allerlei Weise geltend machte. Anch der vorerwähnte Flick

mußte es empfinden, als er ohne Anfragen bei den österreichischen

Behörden während des Krieges eine Proklamation der

zurückgekehrten Bourbons an die Franzosen im Druck
herausgegeben hatte. Damals wollte Oesterreich den Schwiegersohn

seines Kaisers noch auf dem Thron von Frankreich erhalten

nnd führte deßhalb Klage bei dem Rathe von Basel, welcher

den oft gewarnten Buchhändler mit etlichen Tagen scharfen

Gefängnisses, seine Eigenmächtigkeit büßen ließ. Anch später

fehlte es niemals an Erinnerungen uud Aufforderungen dcr

fremden Gesandten in dcr Schweiz an die Bundes- und

kantonalen Regierungen zur strengern Überwachung der

Preßpolizei. Vou Gewährung der Preßfreiheit konnte daher noch

keine Rede sein. In keiner einzigen der 25 Kantonsverfas-
fungeu von 1814 ist die Presse auch nur erwähnt, außer iu
derjenigen von Genf, aber auch da nur mit dem Zusätze:

„wenn die Umstände solches nöthig machen, so steht dem

Großen Rathe zu, durch besondere Verfügungen den Gebrauch
der Preßfreiheit zu beschränken."

Was sonst die Kantonsverfassungen sämmtlicher Stände

betrifft, so herrschte bei denjenigen eidgcn. Ständen, welche

früher Unterthanenlande gehabt, das Bestreben vor, in den

Räthen den ehemals regierenden Familien das Uebergewicht

zu wahren, uud überall, selbst in den neuen Kantonen, machte

sich ein Geist der Ausfchließlichkeit bei den Negierenden
bemerkbar, gegen welchen sich allmcilig eine immer mehr um sich

greifende Widerstandspartei erhob, die nur auf eine Gelegenheit

wartete, um sich statt der bisherigen an die Spitze zu

stellen.

Daß diese gegenseitigen Bestrebungen, bis es endlich 1830

zur Entscheidung kam, nicht ohne Einfluß auf die politische

Presse jedes einzelnen Kantons bleiben konnten, war
selbstverständlich anzunehmen, und zwar nicht blos in Bezug auf
innere, sondern auch bei Besprechung äußerer Angelegenheiten.
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Seit Gnglaiib» >politi£ feit 1819 ficty immer metyr bon beut

bisherigen ©runbjage ber Scfämpfung aller rebolutionären

Seftrebungen jurüdgejogen tyatte, war bie Sprache ber

fog. liberalen Sreffe überall biel fütyner geworben, fo audj
in ber Sdjweij. Sebocty würbe ityr für einige Seit, befonberS

nadj ber Stieberwerfttng ber Stebolution iu Stalten unb Spa;
ìiicn Wieber Gintyalt gettyan, unb erft bon 1828 an burfte fie
eS wagen, wieber borjugctyit.

Unter benjenigen KantonSregierungen, weldje in Srefe;

fadjen am wenigften Sugcftäitbuiffe titadjcu wollten, ftanb bie

bott Safel boran. Sie tyatte fidj 1814 uub 1815 bei Sßtcber;

tyerftettung ber ehemaligen Suftänbe am mäfeigften erwiefen,
aber glaubte bamit genug gettyan ju tyaben. :Rocty immer
blieb eS bei beut abfohlten Serbote ber Herausgabe einer ei;

genen Seitung, unb bamit nidjt einmal ber blofec ©ebanfe
an ein folcbcS Scgiiincu wieber auffomme, fo würbe in beni

©efege bon 1818 über SBiebcreitifütyrtiug ber tyclbetifdjeit

Stcinpelgebütjren bei ber Sìubrif „Stempel für Srudfadjen
unb Seitfctyriften" eine Seitung als etwas ganj nictyt benf;

bare» angefetyen, unb attfeer bem SlmtSblatte bloS ba§ um
fdjulbige SibiSblatt, baS gar feine politifctyen ©egenftättbe be;

rütyren burfte, erWätynt, unb baS alle» ju ber Seit, al» bie

Satyt ber fdjweijerifdjeii Seitungen mit jebem Satyr jitnaljut.
Sugtcicty Würbe Sluftrag erttyeilt, bie Genfurorbttung bon

1761 einer Stebifion ju unterwerfen, woju eS aber nidjt ge;
fommen ift. Hingegen War bie politifdje Genfur, welctye offt-;

ciett burdj bie StaatSfanjlei, in ber SBirftidjfeit burdj bie

StanbeStyäiiptcr ausgeübt würbe, fetyr ftrenge gegen Sulaffuug
bon Srodjüren über innere Slngelegeutyeiten, worauf folctye in
anbern Kantonen gebrudt würben unb bie gleictye SBtrfimg
ausübten, bis man enblid; fo flug warb, ben tytefigen Srud
für mäfeig gefetyriebene Setaimtmactyungen ju geftatten.

Gtye icijodj in ber Sarftettttng ber baSlerifctyen politifdjen
Srcfebertyältniffc Weiter gefdjritten werben foli, mögen bie ju
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Seit Englands Politik seit 1819 sich immer mehr von dem

bisherigen Grundsatze der Bekämpfung aller revolutionären
Bestrebungen zurückgezogen hatte, war die Sprache der

fog. liberalen Presse überall viel kühner geworden, so auch

in der Schweiz. Jedoch wurde ihr fiir einige Zeit, besonders

nach der Niederwerfung der Revolution in Italien und Spanien

wieder Einhalt gethan, und erst von 1828 an durfte sie

es wagen, wieder vorzugchn.
Unter denjenigen Kantoiisregierungcn, welche in Preß-

sachcn am wenigsten Zugeständnisse machen wollten, stand die

von Basel voran. Sie hatte sich 1814 und 1815 bei

Wiederherstellung der ehemaligen Zustände am mäßigsten erwiesen,

aber glaubte damit genug gethan zu haben. Noch immer
blieb es bei dem absoluten Verbote der Herausgabe einer

eigenen Zeitnng, und damit nicht einmal der bloße Gedanke
an ein solches Beginnen wieder aufkomme, so wnrde in dem

Gesetze von 1818 über Wiedereinführung der helvetischen

Stcmpelgebühren bei der Rubrik „Stempel für Drucksachen

und Zeitschriften" eine Zeitung als etwas ganz nicht
denkbares angesehen, und außer dem Amtsblatte blos das

unschuldige Avisblatt, das gar keine politischen Gegenstände

berühren durfte, erwähnt, und das alles zu der Zeit, als die

Zahl dcr schweizerischen Zeitungen mit jedem Jahr zunahm.

Zugleich wurde Auftrag ertheilt, die Censurordnuug von
1761 einer Revision zu unterwerfen, wozu es aber nicht
gekommen ist. Hingegen wär die politische Censur, welche officiel!

durch die Staatskanzlei, in der Wirklichkeit durch die

Standeshcinpter ausgeübt wurde, sehr strenge gegen Zulassung

von Brochüren über innere Angelegenheiten, worauf solche in
andern Kantonen gedruckt wurden nnd die gleiche Wirkung
ausübten, bis man endlich so klug ward, den hiesigen Druck

siir mäßig geschriebene Bekanntmachungen zn gestatten.

Ehe jcd.och in der Darstellung der baslerischen politischen

Prcßverhältnissc weiter geschritten werden soll, mögen die zn
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Safet jwifdjen 1798 unb 1831 crfdjicnencn nidjtpolttifctycn

Slätter fürjtidj erwähnt werben:

1813 erfdjien ein Satyrgang „Dberrtyeinifdje SRannigfal;

tigfeiten".
1823—27 eine „wiffenfdtyaftlidje 3eitfctyrift bon Setyrern

ber SaSler öodjfdjule", bie aber wegen ihrer atljuwiffenfchaft-

lidjen Haltung wieber cingicitg.
gerner auf furje Sauer ein päbagogifdjcS unb ein laub;

wirttyfdjafttidjeS Statt, etlidjc gefchictytltctyc Sllmauadic bon

SR. Sug, ferners hiftorifdje SJcttjatjrSblättcr in Stadjatymung

berer bon Süridj, Sern u. f. w., unb enblidj bie feit 1826 er;

fetyetnenben „SRitttycilttitgcn jur görberung beS ©emeinwotylS",
bie attmätig in baS ?ßolitifclje übergiengen, unb bon Welctyen

fpäter ein metjrerc» beriditet Werben fott.
GS ift bortyer erwähnt worben, bafe bie fühncr geworbene

fctyweijerifdje politifdje Sreffe burcty bie ©rofetuäcljte beS geft;
lanbe» fidj bon 1822 bis 1S28 wieber einige Sefctyränfungen
habe gefallen laffen muffen. Saju faut nodj, bafe biefe SRäctyte

ben Sltifcuthalt beutjetyer unb italienifctyer politifdjer glüctyt;

Unge in ber SdjWeij, bon betten metyrere hier bauernbe

Sinftettungcn gefunbeu hatten, nidjt mehr btilbcn Wollten unb

befetyalb Sorftelluitgen an bie fctyweijerifdjen Sororte gcrid»tct

tyatten. GS ergiengen hierauf Krcisfdjreiben beS SbrortS an

fämintltdjc eibg. Stäube mit Slttfforberungen ju mehrerer SBacty;

famfeit in Setreff ber politifdjen Sreffe unb ber grembenpolijei.
Safet fönnte im S)tai 1823 mit botter Scrutyigting bie Slut;

Wort erttyeiteit: „3ur Sermeibttng aller SRifebcticbigfcitcn Werbe

bie Herausgabe öffentlictyer 3eitungen in Safet nidjt geftattet,
unb ebenfo werbe baS geilbieteu bon glugfdjriftcit, weiden
eine gefätyrlidje Stidjtung beigemeffen werben fönnte, nidjt gc;
bulbet." Unb rüdfidjtltdj beS jweiten ©egenftanbe» Warb bar;
auf tyingewiefen, „bafe gtüctytliugen nur borübergetyenber Sluf;
enttyalt geftattet Werbe."

SRodjten einjelne SdjWeijerbtätter, worunter baSjenige
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Basel zwischen 1798 nnd 1831 erschienenen nichtpolitischen

Blätter kürzlich erwähnt werden:

1813 erschien ein Jahrgang „Oberrheinische Mannigfaltigkeiten".

1823—27 eine „wissenschaftliche Zeitschrift von Lehrern

der Basler Hochschule", die aber wegen ihrer allzuwisscnschast-

lichen Haltung wieder cingicng.

Ferner auf kurze Dauer ein pädagogisches und ein land-

wirthschaftliches Blatt, etliche geschichtliche Almanack'c von

M. Lutz, ferners historische Ncujahrsblättcr in Nachabmung
derer von Zürich, Bern u. s. w., und endlich die seit 1826

erscheinenden „Mittheilungen zur Förderung des Gemeinwohls",
die allmcilig in das Politische übergangen, und von welchen

sväter ein mehrere« berichtet werden soll.

Es ist vorher erwähnt worden, daß die kühner gewordene

schweizerische politische Presse durch die Großmächte des

Festlandes sich von 1822 bis 1828 wieder einige Beschränkungen

habe gefallen lassen müssen. Dazu kam noch, daß diese Mächte
den Aufenthalt deutscher nnd italienischer politischer Flüchtlinge

in der Schweiz, von denen mehrere hier dauernde

Anstellungen gesunden hatten, nicht mehr dulden wollten nnd

deßhalb Vorstellungen an die schweizerischen Vororte gerichtet

hatten. Es ergiengcn hierauf Krcisfchreiben des Vororts an

fämmtlichc eidg, Stände mit Aufforderungen zu mehrerer Wacb-

famkcit in Betreff der politischen Presse und dcr Frcmdcnpolizei.
Basel konnte im Mai 18Z3 mit voller Beruhigung dic

Antwort ertheilen: „Zur Vermeidung aller Mißbclicbigkcitcn werde

die Herausgabe öffentlicher Zeitungen in Basel nicht gestattet,

und ebenso werde das Feilbieten von Flugschriften, welchen

eine gefährliche Richtung beigemessen werden könnte, nicht
geduldet." Und rücksichtlich des zweiten Gegenstandes ward darauf

hingewiesen, „daß Flüchtlingen nur vorübergehender
Aufenthalt gestattet werde."

Mochten einzelne Schweizerblcittcr, worunter dasjenige
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beS borörtlidjeu StaatSrattyeS, Dr. Ufteri, ityren H^tyn über

biefe Slntwort attSlaffen, Safel tyat 1824 unb 1825, als
itym angefonnen würbe, etttctye bei itym angeftellte ©eletyrte ju
entfernen, wo nictyt gar auSjuliefern, fetyr ftanbtyaft erwiefen,
bafe eS biefelben ju befa)ügen Wiffe (wofür eS freilidj bon
benfelben fpäter feinen befonbern Sauf einerntete), wätyrenb
cS bon ben brei Sororten bringenb aufgeforbert würbe, tyierin

nadjjugeben, unb felbft jener Staatsrat!) tyierin eine Stotij;
wcnbigfeit fetyen wollte. Unb als brei ber ©rofemädjte Safel
anempfotylen tyatten, tyier einen SBerbplag für bie SourbonS
in Steapel ju geftatten, welctye ficty otyne SctyWcijertriippen nia)t
tyalten fonnten, Wagte eS Safel bennoety, biefem Segctyren Wie;

bertyolt auSjiiWcidjcn.

jUiftäuör brirrffenb ben Brutti ber ©rofjrattysörrljaublutigen

1826-1829.

Um fo befrembenber mufete batyer bie «Jtengftltctyfrit er;
fctyeinen, mit weldjer man innertyalb in innern Slngelegentyeiten

jeber SReinungSäufeerung burcty bie Sreffe, jeber Deffentlidjfeit
iu Sactyen beS StaatStyauStyalteS, jeber «JRitttyeilung über bte

Sertyaitblungen ber gefeggebenben Setyörbe fta) abgeneigt ge;

jeigt tyat. SiefeS trat am grettften tyerbor bei ben Srudoer;
boten einjelner Slrtifel in ben oben erwätynten SaSlerifdjen
SRitttyeilungen, rebigirt bon ben Srofefforen Sernoutti unb

Hantyart, tyauptfädjlidj aber fidj ertyaltenb bura) Sluffäge ityrer

Sdjüler unb greunbe, Pon betten einige bereits im ©rofeett

Stättye ityre Stelle eingenommen tyatten. Giner biefer ©rofe;

rättye ') glaubte bann unb wann auS ben Sertyanblungen biefer

Setyörbe, bie bis 1831 nodj nicht bei offenen Styüren abge;

') Ker nacbmaligc iBûrgermeifler <Jarl ïïurcttyarbt (f 1830).
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des vorörtlichen Staatsrathes, Dr. Usteri, ihren Hohn über

diese Antwort auslassen, Basel hat 1824 und 1825, als
ihm angesonnen wurde, etliche bei ihm angestellte Gelehrte zu

entfernen, wo nicht gar auszuliefern, sehr standhaft erwiesen,

daß es dieselben zu beschützen Wiste (wofür es freilich von
denselben später keinen besondern Dank einerntete), während
es von den drei Vororten dringend aufgefordert wurde, hierin
nachzugeben, und selbst jener Staatsrath hierin eine

Nothwendigkeit sehen wollte. Nnd als drei der Großmächte Basel

anempfohlen hatten, hier einen Werbplatz fiir die Bourbons
in Neapel zu gestatten, welche sich ohne Schwcizertruppen nicht

halten konnten, wagte es Basel dennoch, diesem Begehren
wiederholt auszuweichen.

Änftiinde betreffend den Druck der Großrathsverhaudlungen

1836-1829.

Nm so befremdender mußte daher die Aengstlichkeit

erscheinen, mit welcher man innerhalb in innern Angelegenheiten
jeder Meinungsäußerung durch die Presse, jeder Oeffentlichkeit
in Sachen des Staatshaushaltes, jeder Mittheilung über die

Verhandlungen der gesetzgebenden Behörde sich abgeneigt
gezeigt hat. Dieses trat am grellsten hervor bei den Druckverboten

einzelner Artikel in den oben erwähnten Baslerischen

Mittheilungen, redigirt von den Profesforen Bernoulli und

Hanhart, hauptsächlich aber sich erhaltend durch Aufsätze ihrer
Schüler und Freunde, von denen einige bereits im Großen

Rathe ihre Stelle eingenommen hatten. Einer dieser Großräthe

l) glaubte dann und wann aus den Verhandlungen dieser

Behörde, die bis 1831 noch nicht bei offenen Thüren abge-

Dcr nackmalizc Bürgcrmcistcr (zcirl Burckhardt (-j- 1650).

16
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tyalten würben, mitttyeilen ju bürfen, fowie aua) etwas aus
ber StaatSrectynung. Dbgleicty alles otyne Stennung irgenb
eines Sprectyenbeu, otyne irgenb eine Semerfung unb otyne

Gritif ftattfanb, wollte ein foldjeS Seftreben in työo)ften Kreifen
bocty als ein fetyr bebenftictyeS, wo nictyt gar ftaatSgefätyrltdjeS

Sorgetyen betrachtet Werben. Ser Genfor ber SRitttyeilungen,
bamalS StaatSfdjreiber Sraun, ertyielt batyer bie Sßeifung,

cineSlnfrage an ben Statty ju ftetten: „ob eS einer ©efellfctyaft

bon Sarticularen ju geftatten fei, bergleidjen Sefanntmadjum
gen, bie fonft allein ju ben Sefugniffen ber Stegierungen ge;

työrtcn, burcty benSrud mitjuttyeilen," worauf am 11. Stob. 1826
bem Genfor bon bem Kl. Stättye bie Sßeifung erttyeitt Würbe,

biefe Sefanntmadjungen nictyt ju geftatten. Sim meiften warb
getabelt, bafe ein SluSjug ber StaatSredjnung mitgcttyeilt
würbe, inbem nur ber ©rofee Statty „als Stellbertreter ber

Sürgerfctyaft" (wai biefe grofeenttyeilS ficty felbft ergänjenbe

Setyörbe gar nictyt war) babon Ginfidjt netymen bürfe.

Sarauf erfolgte in ber nädjften ©roferattysfigung bom
Secember bon bemfelben SRitarbeiter ber SRitttyeilungen, Sotyn
eines SRitgliebeS beS StaatSrattyeS, ein Slntrag batyin getyenb:

„bie bem Genfor erttyeilte SBeifung wegen Sttdjtgefiattung tee
SrudeS ber StaatSrea)nung unb ber ©roferattySbertyanblungen

eraetyte er mit ben Sorfctyriften ber Genfurorbnung, bie ber;

gleidjeu nictyt berbiete, nictyt übereinftimmenb, unb eS inöctyte

ber Kleine Statty eingelaben werben, entweber biefe SBeifung

bon ficty aus jurüdjujietyen ober aber bem ©rofeen Stättye bar;
über Serictyt ju erftatten." Tian liefe feetys Sigungen bar;
über tyingetyen ober eilf «JRonate berflreictyen, etye biefer Slntrag
im ©rofeen Stättye nur jur Seljanblung über Gintreten ober

Stidjteintreten gelangt ift, — WelctyeS ficty baburdj erflären
läfet, bafe ber Sräftoent ber Stegierung frütyertyin unb bis 1847

jugleicty Sräfibent beS ©rofeen StattyeS gewefen ift, unb bafe

eS bon itym metyrenttyeils abtyieng, wann ein ©egenftanb be5

tyanbelt werben fottte. Siber aua) jegt Warb ein Sefctytufc,
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halten wurden, mittheilen zu dürfen, sowie auch etwas aus
der Staatsrechnung. Obgleich alles ohne Nennung irgend
eines Sprechenden, ohne irgend eine Bemerkung und ohne

Critik stattfand, wollte ein solches Bestreben in höchsten Kreisen

doch als ein sehr bedenkliches, wo nicht gar staatsgefährliches

Vorgehen betrachtet werden. Der Censor der Mittheilungen,
damals Staatsschreiber Braun, erhielt daher die Weisung,
cine Anfrage an den Rath zu stellen: „ob es einer Gesellschaft

von Particularen zu gestatten sei, dergleichen Bekanntmachungen,

die sonst allein zu den Befugnissen der Regierungen
gehörten, durch den Druck mitzutheilen," worauf am 11. Nov. 1826
dem Censor von dem Kl. Rathe die Weisung ertheilt wurde,
diese Bekanntmachungen nicht zu gestatten. Am meisten ward
getadelt, daß ein Auszug der Staatsrechnung mitgetheilt
wurde, indem nur der Große Rath „als Stellvertreter der

Bürgerschaft" (was diese großentheils sich selbst ergänzende

Behörde gar nicht war) davon Einsicht nehmen dürfe.

Darauf erfolgte in der nächsten Grohrathssttzung vom
December von demselben Mitarbeiter der Mittheilungen, Sohn
eines Mitgliedes des Staatsrathes, ein Antrag dahin gehend:

„die dem Censor ertheilte Weisung wegen Nichtgestattung des

Druckes der Staatsrechnung und der Grohrathsv erHandlungen

erachte er mit den Vorschriften der Censur-Ordnung, die

dergleichen nicht verbiete, nicht übereinstimmend, und es möchte

der Kleine Rath eingeladen werden, entweder diese Weisung

von sich aus zurückzuziehen oder aber dem Großen Rathe
darüber Bericht zu erstatten." Man ließ sechs Sitzungen
darüber hingehen oder eilf Monate verstreichen, ehe dieser Antrag
im Großen Rathe nur zur Behandlung über Eintreten oder

Nichteintreten gelangt ist, — welches sich dadurch erklären

läßt, daß der Präsident der Regierung früherhin und bis 1847

zugleich Präsident des Großen Rathes gewesen ist, und daß,

es von ihm mehrentheils abhieng, wann ein Gegenstand be-

handelt werden sollte. Aber auch jetzt ward ein Beschluß,
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nictyt gefafet, fonbern bie Sadje bem Kl. Stättye jur Gingebung
eines «RattyfctylageS überwiefen. Ser Statty berlangte ein ©ut;
adjten beS Staatsrates, beffen Sräfibent abermals jugleia)
audj berjenige beS Kl. Sîattyeê war, unb ber aitdty biefcSmal
bie Sadje ein bolleS Satyr rutyen liefe, bis enblidj bas ©ut;
adjten jum Sorfdjein fam. SiefeS ©utadjten enttyielt jwei
SReinungen, biejenige einer Überwiegenben SRctyrtyeit unb bie;

jenige einer fdjwadjen SRinbertyeit. SaS SRetyrtyeitSgutadjten

crgieng ficty in bielen Sebenflidjfeitcn, bon benen folgenbe bte

tyauptfädjlidjen gewefen finb: eS wiberftreite bie SRitttyetlung
ber ©roferattySbertyanblungen nictyt nur ben biStyerigen,Uebungen

fonbern eS fci felbft bem Sinne beftetyenber ©efege juwiber,
weit naa) bem ©roferattySreglement bte Sigungen bei gefctytof;

fenen Styüren getyalten werben fotten. Sbbann berfiofee eS

gegen bie eigene SBittenSmeinung beS ©efeggeberS, weldtyer fidj
batyin auSbrüdte: bafe baS ©roferattySprotofoli ben «JRitgliebern
beS grofeen StattyeS offen ftetye, alfo für jebermann berfdjloffen
bleiben muffe, ber nidjt «JRitgtieb be§ ©rofeen StattyeS fei.

Siefe «Srotofotte enthielten übrigens nur ben Gntfctyeib ber

«JRetyrtyeü ber SRitgtieber unb gäben niemals bie abweidjenbe

SReinung ober bie Srotefie ber SRinbertyeit, unftreitig aus
bem ©runbe, um 3erwürfniffen, Erbitterungen unb tyaxteu

ungen unter ben SRitgliebern borjubeugen. Siud) fei einSRit;
glieb ber ©rofeen StattySberfammlung nur bem Statty felbft für
feine Sleufeerungen berantwortlid). SBurbe eine Seïannt=

maa)ung, wie fie in ben SRitttyeilungen gewünfctyt Wirb, ge=

ftattet unb barin einjelne Slnträge, Semerfungen, Slnfidjten,
SBünfctye u. f. w. bemSublitum mitgettyeilt, — fo bürften ba=

burcty nictyt nur bie greityeit ber SReinungen befdjränft, SRife*

beutungen beranlafet unb 3n)ietradjt, S^rwürfnife unter ber

Sürgerfctyaft erregt, fonbern felbft burdj SRitttyeilung untoor*

fictytiger Sleufeerungen bem Staate Serlegentyeiten bereitet wer*
ben. SBaS inShefonbere unferen StaatStyauStyalt betrifft, ft>

fctyeine eine attju betaillirte Sefanntmadtyung aus berfdjtebenen

243

nicht gefaßt, fondern die Sache dem Kl. Rathe zur Eingebung
eines Rathschlages überwiesen. Der Rath verlangte ein

Gutachten des Staatsrathes, dessen Präsident abermals zugleich

auch derjenige des Kl. Rathes war, und der auch diescsmal

die Sache ein volles Jahr ruhen ließ, bis endlich das

Gutachten zum Vorschein kam. Dieses Gutachten enthielt zwei

Meinungen, diejenige einer überwiegenden Mehrheit und

diejenige einer schwachen Minderheit. Das Mehrheitsgutachten
ergieng sich in vielen Bedenklichkeiten, von denen folgende die

hauptsächlichen gewesen sind: es widerstreite die Mittheilung
der Großrathsverhandlungen nicht nur den bisherigen,Uebungen
sondern es sei selbst dem Sinne bestehender Gesetze zuwider,
weil nach dem Großrathsreglement die Sitzungen bei geschlossenen

Thüren gehalten werden sollen. Sddann verstoße es

gegen die eigene Willensmeinung des Gesetzgebers, welcher sich

dahin ausdrückte: daß das Großrathsprotokoll den Mitgliedem
des großen Rathes offen stehe, also für jedermann verschlossen

bleiben müsse, der nicht Mitglied des Großen Rathes sei.

Diese Protokolle enthielten übrigens nur den Entscheid der

Mehrheit der Mitglieder und gäben niemals die abweichende

Meinung oder die Proteste der Minderheit, unstreitig aus
dem Grunde, um Zerwürfnissen, Erbitterungen und Partei-
ungen unter den Mitgliedern vorzubeugen. Auch sei ein Mitglied

der Großen Rathsversammlung nur dem Rath selbst für
seine Aeußerungen verantwortlich. Würde eine

Bekanntmachung, wie sie in den Mittheilungen gewünscht wird,
gestattet und darin einzelne Anträge, Bemerkungen, Ansichten,

Wünsche u. s. w. dem Publikum mitgetheilt, — so dürsten
dadurch nicht nur die Freiheit der Meinungen beschränkt,

Mißdeutungen veranlaßt und Zwietracht, Zerwürfniß unter der

Bürgerschaft erregt, sondern selbst durch Mittheilung
unvorsichtiger Aeußerungen dem Staate Verlegenheiten bereitet werden.

Was insbesondere unseren Staatshaushalt betrifft, so

scheine eine allzu detaillirte Bekanntmachung aus verschiedenen
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Stüdfidjten unflug unb ju nactyttyeiligett golgen geeignet.

(Sann werben noa) ©rünbe über bie möglidjen Serlegentyeiten,

weldje bem Genfor erwaa)fen fonnten, angefütyrt.) SluS allen
biefen ©rünben glaube man ben Srud nidjt geftatten ju bürfen.

Soweit baS ©utadjten ber SRetyrtyeit beS bamaligen
StaatSrattyS.

SiefeS alles ju einer Seit, als in metyreren Kantonen
bereits bie StaatSredjnungen befannt gemadjt, bie ©roferattyS;

bertyanbtungen auSfütyrlidj beridjtet würben, unb audj in et;

lidjen Slattern mandjeriei über bie baSlerifdjen ©roferattyS;

bertyanbtungen -ju lefen war.
Sie Heine SRinbertyeit beS auS neun SRitgliebcrn beS

Kl. StattyS beftetyenben StaatSrattyS (berKl.3tatty jätylte 25 SRit;

glieber) tyatte fidf nur fdjüdjtern geäufeert unb blofe auf bie

gefteigerten Slnfprüctye beS Seitalters aufmerffam gemadjt unb

ferners barauf, bafe in ben ju Safel getyaltenen Seitungen

tägltdj bie KammerPertyanblungen anberer Staaten unter Sten;

nung ber Sotanten ju lefen feien, unb man alfo audj tyier

bemSublifum etwas ätynlictyeS bieten muffe, worauf erwibert
würbe: biefeS möge in grofeen Staaten einigen ©runb tyaben,

weil ja nur ber fleinfte Styeil beS SolfeS bie Kammerbertyanb;

Iungen felbft antyören fönne, allein in Safel tyabe ja jeber;

mann tyinlänglictye ©elegentyeit, alles ju bernetymen, was im

©rofeen, ja felbft im Kleinen Stättye bertyanbelt werbe.

SaS ©utadjten ber SRetyrtyeit fetyliefet enblid) batyin: wolle
bie SRetyrtyeit beS ©rofeen StattyS bennodj ber SRinbertyeit bes

StaatSrattyeS juftimmen, fo muffe man fetyr bebädjtlidj ju
SBcrfe getyen, unb eS bürfe nur unter fotgenben SorfidjtStnafe;
regeln bie Sefauntmadjung geftattet Werben:

1. bafe nur «JRitglieber beS ©rofeen StattyS baju befugt feien;
2. bafe ber jeweilige Serfaffer ficty bem politifctyen Genfor

fdjriftlicty nenne;
3. jeber Stuffag biefer Slrt fotte jeweilen bor bem Slbbrud
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Rücksichten unklug und zu nachtheiligen Folgen geeignet.

(Dann werden noch Gründe über die möglichen Verlegenheiten,
welche dem Censor erwachsen könnten, angeführt.) Aus allen
diesen Gründen glaube man den Druck nicht gestatten zu dürfen.

Soweit das Gutachten der Mehrheit des damaligen
Staatsraths.

Dieses alles zu einer Zeit, als in mehreren Kantonen
bereits die Staatsrechnungen bekannt gemacht, die Großraths-
Verhandlungen ausführlich berichtet wurden, und auch in
etlichen Blättern mancherlei über die baslerischen
Großrathsverhandlungen Zu lesen war.

Die kleine Minderheit des aus neun Mitgliedern des

Kl. Raths bestehenden Staatsraths (der Kl. Rath zählte 25

Mitglieder) hatte siclff'nur schüchtern geäußert und bloß auf die

gesteigerten Ansprüche des Zeitalters aufmerksam gemacht und

ferners darauf, daß in den zu Basel gehaltenen Zeitungen
täglich die Kammerverhandlungen anderer Staaten unter

Nennung der Votanten zu lesen seien, und man also auch hier
dem Publikum etwas ähnliches bieten muffe, worauf erwidert
wurde: dieses möge in großen Staaten einigen Grund haben,

weil ja nur der kleinste Theil des Volkes die Kammerverhandlungen

selbst anhören könne, allein in Basel habe ja
jedermann hinlängliche Gelegenheit, alles zu vernehmen, was im

Großen, ja selbst im Kleinen Rathe verhandelt werde.

Das Gutachten der Mehrheit schließt endlich dahin: wolle
die Mehrheit des Großen Raths dennoch der Minderheit des

Staatsrathes zustimmen, so müsse man sehr bedächtlich zu
Werke gehen, und es dürfe nur unter folgenden Vorsichtsmaßregeln

die Bekanntmachung gestattet werden:
1. daß nur Mitglieder des Großen Raths dazu befugt seien;

2. daß der jeweilige Verfasser sich dem politischen Censor

schriftlich nenne;
3. jeder Aufsatz dieser Art solle jeweilen vor dem Abdruck
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bem Genfor jugeftettt unb nur mit beffen Sifa bem

Srud übergeben werben;
4. fotten weber beleibigenbe SluSbrüde gebraudjt, nocty SluS;

fälle unb Semerfungen gemadjt, nodj bie Sertyanbtungen

auf feine Slrt nodj SBeife entftettt werben, alles naa)

Slnleit unb unter Slnbrotyung ber Strafen ber beftetyen;

ben Genfurorbnung;
5. bie Sotanten bürfen nictyt mit «Rauten genannt werben;
6. aua) bürfen feine SRttttyetlungen erfolgen über obfctywe;

benbe Sertyanbtungen, etye ein StaatSbertrag förmlidj
abgefdjloffcn unb atntlia) befannt gemadjt worben,

ebenfo über bte Snftruction auf bie eibgenöffifetye Sag;
fagung unb einjelne Senbungen, ebenfo

7. über Status unb Stedjnung beS StaatStyauStyalteS.

Ginjig unter biefen Sebingungen unb erft auf ein Satyr

Srobe fönne ben SRitttyeilungen geftattet werben, aus ben

©roferattySbertyanblungen einjelneS ber Deffentlictyfeit ju über;

geben. Sefewegen möchte man ein eigentlidjes ©efeg nictyt für
nottywenbig eradjten, fonbern trage barauf an: im gali ber

Slnnatyme biefer Sebingungen burcty ben ©rofeen Statty biefen

Sefdjlufe als nadjträglidje Serfügungen jum ©roferattySre'gle;

ment befannt ju madjen.

Siefem ©utadjten gab ber KI. Statty feine 3uftimmung.
Gnblicty am 8. Slpril 1829, alfo botte 28 SRonate nacty geftett;
tem Slnjug würbe jener Sctylufeantrag ber ftaatSrättylidjen
SRetyrtyeit bon bem ©rofeen Stättye betyanbelt unb unberänbert

angenommen, wie er nocty im bamaligen KantonSbtatt unb in
ber ©efegeSfammtung (VII, 19) ju lefen ifl.

Gin in Safel unb anberwärts biel gelefeneS Sürdjerblatt,
WelctyeS biefen Sefdjlufe wörtlicty abbruefte, burfte eS wagen/
gerabeju auSjufpredjen: ber ©rofee Statty bon Safet würbe ficb

einft nocty fctyämen, benfelben gefafet ju tyaben, unb ber KI. Statty

bon Safel burfte eS nidjt wagen, bor ber Setyörbe bon 3ü=
riety gegen biefe Sleufeerung eine Klage einjufütyren, wie eS
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dem Censor zugestellt und nur mit besten Visa dem

Druck übergeben werden;
4. sollen weder beleidigende Ausdrücke gebraucht, noch Ausfälle

und Bemerkungen gemacht, noch die Verhandlungen

auf keine Art noch Weise entstellt werden, alles nach

Anleit und unter Androhung der Strafen der bestehenden

Censurordnung;
5. die Votanten dürfen nicht mit Namen genannt werden;
6. auch dürfen keine Mittheilungen erfolgen über obschwe-

bende Verhandlungen, ehe ein Staatsvertrag förmlich
abgeschlossen und amtlich bekannt gemacht worden,
ebenso über die Instruction auf die eidgenössische

Tagsatzung und einzelne Sendungen, ebenso

7. über Status und Rechnung des Staatshaushaltes.
Einzig unter Kiefen Bedingungen und erst auf ein Jahr

Probe könne den Mittheilungen gestattet werden, aus den

Großrathsverhandlungen einzelnes der Oeffentlichkeit zu

übergeben. Deßwegen möchte man ein eigentliches Gesetz nicht für
nothwendig erachten, sondern trage darauf an: im Fall der

Annahme dieser Bedingungen durch den Großen Rath diesen

Beschluß als nachträgliche Verfügungen zum Großrathsre'gle-
ment bekannt zu machen.

Diesem Gutachten gab der Kl. Rath seine Zustimmung.
Endlich am 8. April 1829, also volle 28 Monate nach gestelltem

Anzug wurde jener Schlußantrag der staatsräthlichen

Mehrheit von dem Großen Rathe behandelt und unverändert

angenommen, wie er noch im damaligen Kantonsblatt und in
der Gesetzessammlung (VII, 19) zu lesen ist.

Ein in Bafel und anderwärts viel gelesenes Zürcherblatt,
welches diesen Beschluß wörtlich abdruckte, durfte es wagen/
geradezu auszusprechen: der Große Rath von Basel würde sich

einst noch schämen, denselben gefaßt zu haben, und der Kl. Rath
von Basel durfte es nicht wagen, vor der Behörde von Zürich

gegen diese Aeußerung eine Klage einzuführen, wie es
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frütyer gewife gefctyetyen Wäre, als nocty anbere Seiten bortyanben
waren. Siber eben biefe beränberten 3eiten gematteten fo et;

toai nidjt metyr. Selbft ber mädjtigfte aller Sdjweijer;
Kantone, Sern, îonnte an ber Sagfagung nidjt metyr bamit
burdjbringen, SRaferegeln gegen ein in einem ber tteinften
Kantone erfctyeinenbeS SeitungSblatt ergreifen ju laffen, wei;
djeS mit biStyer ungewotynter Kedtyeit, ja grea)tyeit alle hefte;

tyenben Sertyältniffe (ausgenommen im eigenen Kanton) an;
jugreifen fia) angelegen fein liefe.

Änbatynung non torfaffnngsneränbernngtn feit 1828.

Ueberbiefe mufete man bon überall tyer bon ©ätyruttgen

bernetymen, unb bie ©rofeen Stättye in etlidjen Kantonen wa--

xen bereits genöttyigt gewefen, Slnträge auf SerfaffungSänbe;

rung anjutyören. Slucty in Safel tyatte bereits jwei SRonate

bor jenem merlwürbigen Sefdjluffe ber einflufereidjfte SRann

beS ©rofeen StattyS') (er War 1803 bon adjt berfdjiebenen

Sünften batyin gewätytt unb 1810 jum Sürgermeifter erforen

worben) am 2. gebr. 1829 ben Slntrag geftetlt: „eS follte bie

Slrt unb SBeife, Wie eine Seränberttng in ber Serfaffung bor;
jufdjlagen unb ju betyanbeln fei, gefeglicty beftimmt werben."

Sie Slbfidjt biefeö SlntrageS war batyin gegangen, burd) ben

SBeg jeitgemäfeer Steformen einer wirttictyen Stebolution bor;
jubeugen. Sn biefem Sinne tyatte ber feine Seit jebeSmal

wotyl ertennenbe Staatsmann bereits 1798 ju Wirten gefuctyt.

Siber bamalS wie jegt wieber war bie «IRetyrjatyl ber Stegie;

renben in bem SBatyne befangen, für alle Sutunft bor jeber

Seränberung gefdjügt ju fein. Ser Stuf blieb bei ben Stegie;

Samuel 9tijl)tncr, Statthalter am Sl|*t*ettation3gericÇte (f 1847).
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früher gewiß geschehen wäre, als noch andere Zeiten vorhanden
waren. Aber eben diese veränderten Zeiten gestatteten so

etwas nicht mehr. Selbst der mächtigste aller Schweizer-
Kantone, Bern, konnte an der Tagsatzung nicht mehr damit
durchdringen, Maßregeln gegen ein in einem dcr kleinsten

Kantone erscheinendes Zeitungsblatt ergreifen zu lassen, welches

mit bisher ungewohnter Keckheit, ja Frechheit alle
bestehenden Verhältnisse (ausgenommen im eigenen Kanton)
anzugreifen sich angelegen sein ließ.

Anbahnung von Verfassnngsverändernngen seit 1828.

Ueberdieß mußte man von überall her von Währungen

vernehmen, nnd die Großen Räthe in etlichen Kantonen waren

bereits genöthigt gewesen, Anträge auf Verfassungsänderung

anzuhören. Auch in Bafel hatte bereits zwei Monate

vor jenem merkwürdigen Beschlusse der einflußreichste Mann
des Großen Raths') (er war 1803 von acht verschiedenen

Zünften dahin gewählt und 1810 zum Bürgermeister erkoren

worden) am 2. Febr. 1829 den Antrag gestellt: „es sollte die

Art und Weise, wie eine Veränderung in der Verfassung

vorzuschlagen und zu behandeln sei, gesetzlich bestimmt werden."

Die Absicht dieses Antrages war dahin gegangen, durch den

Weg zeitgemäßer Reformen einer wirklichen Revolution
vorzubeugen. In diesem Sinne hatte der seine Zeit jedesmal

wohl erkennende Staatsmann bereits 1798 zu wirken gesucht.

Aber damals wie jetzt wieder war die Mehrzahl der

Regierenden in dem Wahne befangen, für alle Zukunft vor jeder

Veränderung geschützt zu sein. Der Ruf blieb bei den Regie-

') Samuel Ryhincr, Statthalter am AppellatioirZgerichte (i 1S47).
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renben unbeadjtet, fo bafe bie Seränberungen faft otyne ityre

SRitwirtung, gleidjfam itynen abgetrogt, bor fio) gegangen finb.
SBie gewotynt, warb Statttyalter SttytyinerS Slntrag erft

fedjs ÜRonate nadjtyer bem ©rofeen Stättye borgelegt unb bon
biefem ber Stegierung jur Gingabe eines ©utactytenS über;

wiefen, unb wie abermals gewotynt, ba man bon bem Srange
ber Seitumftänbe teine Sltynung tyatte, 14 SRonate nadjtyer,

erft im October 1830 ein Stattyfctylag an bie obere Setyörbe

eingegeben, weldje ben Kleinen Statty beauftragte, in bier SRo;

naten wieber ju beridjten.
Slttein bie Greigniffe richteten ficty nictyt nacty bem ©ut;

finben ber baSlerifdjen unb anberer fdjweijerifdjen Stegierungen.
Gine gewaltfame «Rebolution änberte in granfreidj unb in
Selgien bie beftetyenben Serfaffungen unb ben gortbeftanb ber

tyerrfdjenben Stynaftien. SBaS bie Sdtyweij belangt, fo tyatte

Seffin fetyon bortyer (1. SRai) bie Serfaffung bon 1814 befei;

tigt; in allen Kantonen faty man SoltSberfammlungen, weldje

anfangs mit etyrerbietiger getyaltenen, fpäter weniger etyrer;

bietigert Sittfctyriften ©leictytyeit jwifctyen Stäbten unb Sanb;

fdjaften berlangten; fdjon fam eS jum «Sürgerfriege, ba ent;
fetylofe man ftdj ju Safel am 7. bis 13. Sejember 1830, eine

SerfaffungSlommiffion im ©rofeen Stättye einjufegen unb bie

Sürger aufjuforbern, ityre SBünfctye berfelben tunb ju geben

(®.--S. Vü, 120). Sergleidjen Ginfenbungen fmb aua) nia)t
ausgeblieben, fogar ein förmlidj ausgearbeiteter SerfaffungS;
entwurf lag bor, bon Welkem bie meiften Slrtifel Slufnatyme

in bem neuen SerfaffungSentwurf ber Gommiffion gefunben
tyaben. Sie allgemeinen Slrtifel ober bie fog. ©runbredjte
waren ben ©runbfägen ber franjöfifdjen unb anberer neuen

Serfaffungen entnommen. Safe bie Slnerfennung ber Srefe--

freityeit babei niebt fetylen burfte, war felbftberftänblia). Ser
barauf bejüglia)e Slrtifel ift in allen feittyerigen SaSler Kan--

tonSberfaffungen unb fpäter in mandjen anbern fdjweijerifdjen
unberänbert geblieben.
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renden unbeachtet, so daß die Veränderungen fast ohne ihre

Mitwirkung, gleichsam ihnen abgetrotzt, vor sich gegangen sind.

Wie gewohnt, ward Statthalter Rhhiners Antrag erst

sechs Monate nachher dem Großen Rathe vorgelegt und von
diesem der Regierung zur Eingabe eines Gutachtens
überwiesen, und wie abermals gewohnt, da man von dem Drange
der Zeitumstände keine Ahnung hatte, 14 Monate nachher,

erst im October 1830 ein Rathschlag an die obere Behörde

eingegeben, welche den Kleinen Rath beauftragte, in vier
Monaten wieder zu berichten.

Allein die Ereignisse richteten sich nicht nach dem

Gutfinden der baslerischen und anderer schweizerischen Regierungen.
Eine gewaltsame Revolution änderte in Frankreich und in
Belgien die bestehenden Verfassungen und den Fortbestand der

herrschenden Dynastien. Was die Schweiz belangt, so hatte
Tessin schon vorher (1. Mai) die Verfassung von 1814 beseitigt;

in allen Kantonen sah man Volksversammlungen, welche

anfangs mit ehrerbietiger gehaltenen, später weniger
ehrerbietigen Bittschriften Gleichheit zwischen Städten und
Landschaften verlangten; schon kam es zum Bürgerkriege, da

entschloß man sich zu Basel am 7. bis 13. Dezember 1330, eine

Verfassungskommission im Großen Rathe einzusetzen und die

Bürger aufzufordern, ihre Wünsche derselben kund zu geben

(G.-S. VU, 120). Dergleichen Einsendungen sind auch nicht
ausgeblieben, sogar ein förmlich ausgearbeiteter Verfassungsentwurf

lag vor, von welchem die meisten Artikel Aufnahme
in dem neuen Verfassungsentwurf der Commission gefunden
haben. Die allgemeinen Artikel oder die sog. Grundrechte
waren den Grundsätzen der französischen und anderer neuen

Verfassungen entnommen. Daß die Anerkennung der

Preßfreiheit dabei nicht fehlen durfte, war selbstverständlich. Der
darauf bezügliche Artikel ist in allen seitherigen Basler
Kantonsverfassungen nnd später in manchen andern schweizerischen

unverändert geblieben.
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Sie neue Serfaffung warb, jebodj erft nadj einein jetym

tägigen Sürgertriege, bom Solfe am 28. gebruar 1831

abgenommen. Sn «SorauSfictyt auf biefe Slnnatyme tyatte ber

Serleger ber SRitttyeilungen, ') ©djmiegerfotyn beS bortyer oft
genannten S. glid (biefeSmal otyne Slnfrage) eS unternont;

men, wieber eine „SaSler Seitung" ju grünben, beren erfte

Stummer am 13. Sanitär 1831 erfdjienen ift. Sie erfdjien
wöctyentlia) jweimal. Segt finb beren biere bortyanbcn, bie

fedjSmal Wödjentticty tyerauSfommen. 3n nodj ganj anberer

SluSbetynung bermetyrte fidj beren 3atyl in ber ganjen Sdjweij,
beren neuefte SunbeSberfaffung bon 1848 bie ©ewätyrleiftitng
ber Srefefreityeit allen Kantonen fogar jur Sflidjt gemadjt tyat.

Sebod) beburfte eS faft überall unb fo aua) in Safel erft
einer metyrjätyrigen GingeWötynung unb, man barf tyinjufügen,
aua) einiger Ginübung ber ©eridjte, bis bie neue Grrungem
fdjaft aus bem Stabium bes SerfudjS tyerauSgetreten ift. SaS
erfte baSlerifdje Srefegefeg war bom 4. Det. 1831. Sann
würbe baffelbe jum Styeil bem neuen correctionetten ©efeg

bon 1846 einberleibt.
Gin neues ©roferattySreglement bom 4. Det. 1831 gemattete

aucty Staa)fdjreiben ber Sertyanbtungen biefer Setyörbe

burcty SeitungSrebactoren unb übertyaubt Deffentlictyleit für
baS Snblifum. GS beburfte aber, etye eS baju fam, Ueber;

winbung mana)er Sorurttyeile.

*) Suc^änbler 3 ®- 3tcufirc§, S^toiegeroater bei jezigen Verlegers un;
ferer „Seiträge".
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Die neue Verfassung ward, jedoch erst nach einem

zehntägigen Bürgerkriege, vom Volke am 28. Februar 1831

angenommen. In Voraussicht auf diese Annahme hatte der

Verleger der Mittheilungen,') Schwiegersohn des vorher oft
genannten S. Flick (diesesmal ohne Anfrage) es unternommen,

wieder eine „Basler Zeitung" zu gründen, deren erste

Nummer am 13. Januar 1831 erschienen ist. Sie erschien

wöchentlich zweimal. Jetzt sind deren viere vorhanden, die

sechsmal wöchentlich herauskommen. In noch ganz anderer

Ausdehnung vermehrte sich deren Zahl in der ganzen Schweiz,
deren neueste Bundesverfassung von 1848 die Gewährleistllng
der Preßfreiheit allen Kantonen sogar zur Pflicht gemacht hat.

Jedoch bedurfte es fast überall und so auch in Basel erst

einer mehrjährigen Eingewöhnung und, man darf hinzufügeil,
auch einiger Einübung der Gerichte, bis die neue Errungenschaft

aus dem Stadium des Versuchs herausgetreten ist. Das
erste baslerische Preßgesetz war vom 4. Oct. 1831. Dann
wurde dasselbe zum Theil dem neuen correctionellen Gesetz

von 1846 einverleibt.
Ein neues Großrathsreglement vom 4. Oct. 1831 gestattete

auch Nachschreiben der Verhandlungen dieser Behörde
durch Zeitungsredactoren und überhaupt Oeffentlichkeit für
das Publikum. Es bedurfte aber, ehe es dazu kam,

Ueberwindung mancher Vorurtheile.

Buchhändler I G. Nenkirch, Schwiegervater des jetzigen Verlegers nn-
serer „Beitrüge".
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